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Aufgebot einer Sparurkunde 

Die Sparurkunde Nr. 3304045606 ausgestellt von der Sparkasse Paderborn-Detmold­

Höxter als Rechtsnachfolger der ehemaligen Sparkasse Paderborn-Detmold ist 

abhandengekommen. 

Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine Rechte binnen drei Monaten 

unter Vorlage der Sparurkunde anzumelden. 

Wird die Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos erklärt. 

Paderborn, 17.09.2024 

Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 
Der Vorstand 
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Aufgebot einer Sparurkunde 

Die Sparurkunde Nr. 3527318582 ausgestellt von der Sparkasse Paderborn-Detmold­

Höxter als Rechtsnachfolger der ehemaligen Sparkasse Paderborn-Detmold ist 

abhandengekommen. 

Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine Rechte binnen drei Monaten 

unter Vorlage der Sparurkunde anzumelden. 

Wird die Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos erklärt. 

Paderborn, 18.09.2024 

Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 

Der Vorstand 
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Kraftloserklärung einer Sparurkunde 

Da die Sparurkunde Nr. 3010430993, ausgestellt von 
der Sparkasse Paderbom-Detmold-Höxter als 
Rechtsnachfolger der ehemaligen Sparkasse 
Paderbom-Detmold, aufgrund unseres Aufgebots vom 
24.05.2024 nicht vorgelegt wurde, wird sie für kraftlos 
erklärt. 

Paderbom, 20. September 2024 

Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 

Der Vorstand 

- 1 83 -



Aufgebot von Sparurkunden 

Die Sparurkunden Nr. 3740075779 und 3701019584 ausgestellt von der Sparkasse 

Paderborn-Detmold-Höxter als Rechtsnachfolger der ehemaligen Sparkasse Paderborn­

Detmold sind abhandengekommen. 

Der Inhaber der Sparurkunden wird aufgefordert, seine Rechte binnen drei Monaten 

unter Vorlage der Sparurkunden anzumelden. 

Werden die Sparurkunden nicht vorgelegt, werden sie für kraftlos erklärt. 

Paderborn, 20.09.2024 

Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 

Der Vorstand 
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Aufgebot einer Sparurkunde 

Die Sparurkunde Nr. 3741960086 ausgestellt von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter als Rechtsnachfolger der ehemaligen 
Sparkasse Detmold ist abhandengekommen. 
Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine Rechte 
binnen drei Monaten unter Vorlage der Sparurkunde anzumelden. 

Wird die Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos erklärt. 

Paderborn, 26. September 2024 

Sparkasse Paderborn-Detmo1d-Höxter 
Der Vorstand 
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ORTSÜBLICHE BEKAN NTMACHUNG IM BEREICH DER STADT MARSBERG 

RHEIN-MAIN-LIN K  

Liebe BOrgerinnen und Bürger, 

Amprion hat als zuständiger Übertragungsnetzbetreiber den gesetzlichen 
Auftrag, das Übertragungsnetz im Zuge der Energiewende um- und aus­
zubauen. 

Der Rhein-Main-Link ist eins dieser zentralen Netzausbauprojekte, um 
Deutschland bis 2045 klimaneutral mit Strom zu versorgen. Er bündelt 
vier Erdkabel-Gleichstromvornaben und wird zukünftig bis zu acht 
Gigawatt regenerativ produzierten Strom von Niedersachsen nach 
Hessen transportieren. Neben der bereits im Gesetz (Bundesbedarfs­
plangesetz Nr. 82) verankerten Verbindung DC34 vom NetzverknOp­
fungspunkt (NVP) Suchraum Ovelgönne/Rastede/Westerstede!Wiefel­
stede zum NVP BOrstadt sieht der zweite Entwurf des Netzentwick­
lungsplans 2037/2045 die folgenden drei Verbindungen vor: DC35 vom 
NVP Suchraum Ovelgönne/Rastede!Wiefelstede/Westerstede zum 
NVP Marxheim (Taunus) sowie die Offshore-Netzanbindungssysteme 
NOR-x-4/NOR-16-3 und NOR-x-8/NOR-16-5 mit den NVP im Such­
raum Ried und in Kriftel. Maßgeblich für den Verlauf des Rhein-Main­
Links ist ein sogenannter Präferenzraum, der von der Bundesnetzagen­
tur erstmalig für Erdkabei-Gieichstromvorhaben ermittelt wurde. 

Für die Trassenplanung und Erstellung der Unterlagen für das Plan­
feststellungsverfahren müssen durch Amprion Vorarbeiten ausgeführt 
werden. Diese Vorarbeiten sind gemäß §44 Abs.1 EnWG durchführbar, 
um eine Planungsgrundlage zu schaffen. Dazu zählen Baugrundunter­
suchungen, um detaillierte Kenntnisse Ober die Bodenverhältnisse zu 
erlangen. 

GEOTECHNISCHE VORARBEITEN 

Auspflockung: Alle Untersuchungspunkte, das heißt Ansatzpunkte 
der Bohrungen und Sondierungen, werden im Vorfeld der Arbeiten ein­
gemessen und mittels farblieh gekennzeichneter Holzpflöcke markiert 
(.ausgepflockt"). Diese werden im Anschluss an die Untersuchungen 
wieder vollständig entfernt. 

Kleinbohrung: Ziel der Kleinbohrungen ist es, mittels Bodenproben 
Informationen Ober die Bodenbeschaffenheit zu sammeln. Bestimmt 
werden soll unter anderem die Schichtdicke, die Schichtzusammenset­
zung, die Lagerungsdichte und der Eindringwiderstand. Unter Klein­
bohrungen werden daher mehrere Aufschlussverfahren wie zum Bei­
spiel Rammsondierungen oder Rammkernsondierungen 
zusammengefasst. Wir führen sie in der Regel mit kleinen Bohrraupen, 
im Ausnahmefall auch mit handgeführten Schlaggeräten (POrckhauer) 
durch. Die entnommene Bodenprobe hat einen Durchmesser von bis 
zu neun Zentimetern und ist fünf bis sieben Meter tief. Die Geräte und 
die Aufstellflächen (circa drei mal drei Meter) wählen wir so, dass wir 
Einwirkungen auf den Boden und mögliche Flurschäden so gering wie 
möglich halten. Kleinbohrungen dauern in der Regel nur wenige Stun­
den, sodass wir Ihre Flächen nur einen Tag lang in Anspruch nehmen 
müssen. Sollte eine erneute Beanspruchung, zum Beispiel witterungs­
bedingt, notwendig sein, informieren wir die Flächeneigentümer*innen 
und Nutzungsberechtigten jedoch rechtzeitig vorab. Nach Abschluss 
der Bohrung werden wir das Bohrloch fachgerecht verschließen. 

Amprion GmbH · Robert-Schuman-Straße 7 44263 Dortmund 

Zuwegung zu Kleinbohrungen: Die Zuwegungen zu den Bohrpunk­
ten planen wir so, dass wir Oberwiegend öffentliche Straßen befahren 
und nur auf möglichst kurzen Strecken land- und forstwirtschaftliche, 
oder gegebenenfalls auch private Wege nutzen. Einige Punkte werden 
wir nicht direkt Ober feste Wege anfahren können, sodass wir in diesen 
Fällen auch Acker- und Grünflächen nutzen müssen. 

Kernbohrungen: Um den Baugrund in einer größeren Tiefe zu untersu­
chen, beispielsweise um die Bauweise für die Querung von Infrastruktu­
ren festzulegen, wenden wir Kernbohrungen an. Bei Kernbohrungen 
müssen die Flächen im Vorfeld auf Kampfmittelverdacht untersucht wer­
den. Die Kampfmittelerkundung bei einer Kernbohrung führen wir in der 
Regel mit einer an einem Minibagger befestigten Bohrschnecke aus. 
Wenn sichergestellt ist, dass keine Kampfmittel vorhanden sind, begin­
nen wir unter Freigabe der zuständigen Behörden mit der eigentlichen 
Kembohrung. Wir bohren dabei mit einem Durchmesser von circa 14 
Zentimetern. Wir erreichen in der Regel Tiefen von etwa 20 Metern; in 
Einzelfällen können auch Tiefen von etwa 40 Metern erforderlich werden. 
Für die Kernbohrungen wird die Fläche rnit einem auf Ketten geführten 
Bohrgerät oder Lkw befahren. Wenn wir die Bohrung abgeschlossen ha­
ben, verfüllen wir das Bohrloch mit einem geeigneten Material, sodass 
Sackungen an der Oberfläche oder Veränderungen der hydrogeologi­
schen Eigenschaften ausgeschlossen werden können. Kernbohrungen 
dauern auf Grund ihrer Tiefe drei bis vier Tage, danach stehen Ihnen die 
Flächen wieder frei zur Verfügung. Sollten wir Ihre Flächen beispiels­
weise witterungsbedingt länger oder erneut beanspruchen müssen, wer­
den wir Sie vorab rechtzeitig informieren. 

Zuwegung zu Kernbohrungen: Wie bei der Kleinbohrung nutzen wir 
soweit möglich vorhandene Wege, um zu der erforderlichen Arbeitsflä­
che zu gelangen, die wir dann mit den beschriebenen Geräten in 
Anspruch nehmen. Für die Kernbohrungen benötigen wir eine Arbeits­
fläche von etwa zehn mal zehn Metern. An den Kernbohrpunkten wer­
den wir zum Teil ergänzende Ramm- oder Drucksondierungen (siehe 
unten) vornehmen, die jedoch keine zusätzliche Arbeitsfläche benötigen. 

Grundwassermessstellen: Um die Hydrogeologie der Flächen zu un­
tersuchen und zu prüfen, ob später während der Baumaßnahme 
Grundwasserhaltungsmaßnahmen erforderlich sind, werden wir einzelne 
Kernbohrungen zu Grundwassermessstellen ausbauen. Kleinbohrungen 
werden wir im Einzelfall zu Rammfiltermessstellen ausbauen. Hierzu 
bringen wir in die Bohrlöcher Filterrohre und Filterkies ein. Den Kopf 
der Messstelle legen wir in der Regel Ober Flur an und machen diesen 
durch eine entsprechende Markierung in der Umgebung erkenntlich. 
Egal ob Grundwasser- oder Rammfiltermessstelle - die Lage werden 
wir so wählen, dass eine Bewirtschaftung der jeweiligen Fläche weiter­
hin ohne oder nur mit geringer Einschränkung möglich ist. Die Daten 
der Grundwassermessstellen werden wir in regelmäßigen Abständen 
auslesen. Daher müssen sie während der gesamten Baumaßnahme 
fußläufig zugänglich bleiben. 

Drucksondierung (CPT): Um eine Drucksondierung (CPT) vorzuneh­
men, drücken wir eine kegelförmige Spitze mit einer definierten 
Geschwindigkeit in den Boden. Die Spitze hat dabei eine Fläche von 
etwa 15 Quadratzentimetern. Auch bei der CPT haben wir das Ziel, 
ROckschlOsse auf die Baugrundverhältnisse zu ziehen. Eine Sonde 
misst dafür den Spitzendruck und die Mantelreibung, die bei der Druck­
sondierung entstehen. Wir sondieren in einer Tiefe von 20 bis maximal 
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40 Metern. Um den nötigen Einpressdruck erzeugen zu können, sind 
die CPT-Geräte auf einem Lkw oder auf einem Raupenfahrzeug mon­
tiert. Die CPT nimmt höchstens so viel Fläche in Anspruch wie eine 
Kernbohrung. Drucksondierungen dauern in der Regel nur wenige 
Stunden, sodass wir Ihre Flächen nur einen Tag lang in Anspruch neh­
men müssen. Sollte eine längere oder erneute Beanspruchung, zum 
Beispiel witterungsbedingt, notwendig sein, informieren wir Sie recht­
zeitig vorab. Wenn wir die Sondierung abgeschlossen haben, werden 
wir das entstandene Loch wieder fachgerecht verschließen. 

Schürfe: ln Einzelfällen werden wir zur bodenkundliehen Kartierung mit 
einem Minibagger SchOrfe mit einer Tiefe von etwa eineinhalb bis zwei 
Metern anlegen. Nachdem die einzelnen Bodenschichten erfasst sind, 
werden wir die SchOrfe wieder fachgerecht entsprechend der ursprung­
liehen Horizontierung verfüllen. Diese Maßnahme dauert in der Regel 
einen Tag. Sollte eine längere oder erneute Beanspruchung, zum Bei­
spiel witterungsbedingt, notwendig sein, informieren wir Sie rechtzeitig 
vorab. 

Kampfmittelerkundung: Vor Durchführung der zuvor genannten Maß­
nahmen erkunden wir den Untersuchungspunkt auf Karnpfmittel. So 
stellen wir sicher, dass Kampfmittel keine Gefahr fOr die Erkundungs­
arbeiten darstellen. Die Kampfmittelerkundung erfolgt in den Oberwie­
genden Fällen mittels Handgeräte von der Oberfläche aus. ln Einzelfäl­
len können weitere Maßnahmen wie Schneckenbohrungen (siehe 
oben) erforderlich werden. Im Falle eines Kampfmittelfundes werden 
wir die erforderlichen Bergungsarbeiten im Anschluss an eine Fach­
firma vergeben. Hierzu kann gegebenenfalls der Einsatz von Fahrzeu­
gen erforderlich sein. Diese Arbeiten werden wir einige Tage vor den 
eigentlichen Erkundungsmaßnahmen durchfUhren. ln der Regel werden 
wir die Arbeiten - abhängig von den Witterungsbedingungen - innerhalb 
weniger Tage abschließen. 

Geophysikalische Untersuchungen: Geophysikalische Untersu­
chungen dienen der Erkundung des Untergrundes mittels messtech­
nisch-physikalischer Methoden von der Oberfläche aus. Hierbei wer­
den zum Beispiel Bodenschichten, Hohlräume und Auflockerungen 
untersucht, indem der elektrische Widerstand des Bodens gemessen 
wird. Dabei werden je nach Methode Schall- oder elektrische Signale 
in den Boden gesendet und die zurückkehrenden Signale mithilfe von 
Sensoren und Kabelsystemen erfasst, um ROckschlOsse auf die Be­
schaffenheit des Untergrunds zu ziehen. 

ARCHÄOLOGISCHE VORUNTERSUCHUNGEN 

Archäologische Voruntersuchungen spielen fOr uns eine entschei­
dende Rolle, um sicherzustellen, dass unser Bauvorhaben oder auch 
bereits die vorbereitenden Erkundungsmaßnahmen wie zuvor benannt 

keine archäologisch bedeutenden Funde gefährden. Dazu gehören 
Prospektionen und andere Methoden, um beispielsweise kulturge­
schichtlich bedeutsame Objekte oder Artefakte zu identifizieren und In­
formationen Ober die darunter liegenden Strukturen zu sammeln, bevor 
wir mit den eigentlichen Vorarbeiten beginnen. 

Begehungen: Bei dieser Technik werden archäologische Stätten ober­
irdisch untersucht, um Hinweise auf potenzielle unterirdische Struktu­
ren zu entdecken. Durch visuelle Inspektionen (Geländebegehungen) 
von Geländeformationen, Vegetation, Bodenmerkmalen und Artefakten 
können Archäologen mögliche Standorte von verborgenen Fundstellen 
identifizieren. Durch das Auflesen und Kartieren von Artefakten auf der 
gepflügten, geeggten und gut abgeregneten Ackeroberfläche können 
Fundstellen datiert werden und Aussagen Ober ihre Ausdehnung und 
mögliche Verlagerungsprozesse getroffen werden. Hier kommen ggf. 
Handgeräte, wie zum Beispiel Metalldetektoren, zum Einsatz. 

Magnetametrie oder Geomagnetik: Die Magnetometerprospektion in 
der Archäologie nutzt Magnetfeldmessungen, um unterirdische eisen­
haltige Strukturen wie Mauerreste oder Gräben zu lokalisieren, ohne 
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den Boden zu durchgraben. Diese Methode ist effektiv, um Artefakte 
oder bauliche Überreste zu entdecken, und trägt zur Schonung archä­
ologischer Stätten bei. Hier kann ein Handwagen, welcher von einer 
Person oder einem Quad gezogen wird, zum Einsatz kommen. 

Georadar (Ground Penetrating Radar - GPR): Georadar sendet 
elektromagnetische Impulse in den Boden und misst die reflektierten 
Signale. Diese Methode kann verwendet werden, um Schichtungen im 
Boden, Gräber, Mauerreste und andere Strukturen zu identifizieren. 
Georadar ermöglicht eine schnelle Erfassung großer Flächen, ist je­
doch auf die Beschaffenheit des Bodens und die Tiefe der Strukturen 
beschränkt. Hier kann ein Handwagen, welcher von einer Person oder 
einem Quad gezogen wird, zum Einsatz kommen. 

Die angekündigten Vorarbeiten dienen zur Erhebung essenzieller Da­
ten, die fOr die weitere Planung des Vorhabens erforderlich sind. ln die­
sem Zusammenhang sind die geotechnischen und archäologischen 
Untersuchungen an den ausgewählten Stellen nicht als konkrete Bau­
vorbereitung/-ausfOhrung zu verstehen, sondern dienen der Aufklärung 
der generellen Gegebenheiten (Topographie, Gewässer, Boden, 
Grundwasser etc.), die fOr die Vorbereitung und Detaillierung der Pla­
nung notwendig ist. 

Mit dieser ortsüblichen Bekanntmachung werden den von den Unter­
suchungen betroffenen Eigentümer*innen und Nutzungsberechtigten 
die Vorarbeiten nach §44 Abs. 2 EnWG bekanntgemacht 

Die Vorarbeiten erstrecken sich über einen Gesamtzeitraum von 

ANFANG NOVEMBER 2024 BIS 
ANFANG FEBRUAR 2025 

Alle Arbeiten werden unter Berücksichtigung der aktuell gültigen Boden­
schutzbestimmungen vorgenommen. Gleichzeitig werden diese von 
einem Bodenkundler begleitet. 

Für die Durchführung der vorgenannten Untersuchungen kann es 
punktuell erforderlich sein, ROckschnitte von Bewuchs vorzunehmen. 
ROckschnittarbeiten werden von uns stets nur in dem unbedingt erfor­
derlichen Umfang durchgeführt. Zum Erreichen der Untersuchungs­
punkte (in der Regel durch Erkundungstrupps und Raupenfahrzeuge) 
werden Zuwegungen zu diesen notwendig. Es werden hierzu überwie­
gend öffentliche Straßen befahren und nur auf möglichst kurzen Stre­
cken land- und forstwirtschaftliche oder gegebenenfalls auch private 
Wege genutzt, die möglicherweise temporär ertüchtigt werden müssen. 
Die Anfahrt erfolgt entsprechend der Bodenbeschaffenheit. 

Mit den Arbeiten haben wir die Planungsgemeinschaften Arbeitsgemein­
schaft Arcadis I ILF - R-M-L, clo Arcadis Germany GmbH, Europaplatz 3, 
64293 Darmstadt sowie Ingenieurgemeinschaft Teamplan FBGM, Pforz­
heimer Str. 128b, 76275 Ettlingen beauftragt. Sie wurden von uns ange­
wiesen, das Recht zum Betreten von Grundstücken äußerst schonend 
auszuüben. Im Zuge der Arbeiten werden im Regelfall keine Schäden 
verursacht. Sollte es trotz aller Vorsicht zu Flurschäden kommen, werden 
diese entsprechend den gesetzlichen Vorgaben in § 44 Abs. 3 EnWG 
entschädigt. Rechtzeitig vor Durchführung der Maßnahmen werden Ei­
gentümer*innen und ggf. Nutzungsberechtigte über den genauen Termin 
der Baugrunduntersuchung auf den betroffenen Flurstocken noch einmal 
individuell informiert. 

Eine Inanspruchnahme der Flurstücke erfolgt nur im Rahmen der oben 
beschriebenen Vorarbeiten und auf Grundlage des §44 EnWG. Gemäß 
Absatz 1 müssen Eigentümer*innen und sonstige Nutzungsberechtigte 
diese Arbeiten dulden, da sie zur Vorbereitung der Planung dienen und 
hiermit ordnungsgemäß angekündigt werden. 
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Bei allen Vorarbeiten setzen wir höchste Standards für den Schutz von 
Mensch und Umwelt ein. Die Belange von Umwelt, Natur und Landschaft 
nehmen wir dabei sehr ernst und halten uns streng an die gesetzlichen 
Vorgaben. Wir versuchen zudem, die temporäre Störung der Wohn- und 
Erholungsfunktionen während der Erkundungsphase durch voraus­
schauende Planung, Absprachen mit Behörden und Betroffenen sowie 
den Einsatz schonender Technologien so gering wie möglich zu halten. 

Wir bedanken uns vorab bei allen betroffenen Eigentümer*innen und 
sonstigen Nutzungsberechtigten für ihr Verständnis. 

Für Rückfragen zur Bekanntmachung stehen wir Ihnen gern über un­
sere Telefonhotline unter der Rufnummer: 06251 8263288 im Zeitraum 
von 

Montag bis Freitag: 09.00-18.00 Uhr 

zur Verfügung. 

Sie können uns auch gerne eine Rückrufbitte zukommen lassen, wir 
kontaktieren Sie dann kurzfristig. Hinterlassen Sie uns dazu bitte Ihre 
Telefonnummer und den Terminwunsch für einen Rückruf. 

DIE FOLGENDEN FLURSTÜCKE IM BEREICH 
DER STADT MARSBERG SIND VON DEN VOR­
ARBEITEN BETROFFEN: 

Wir weisen darauf hin, dass nicht alle Flurstücke in den unten genann­

ten Fluren zwangsläufig für die Vorarbeiten in Anspruch genommen 

werden. Der genaue Bedarf ergibt sich vor Ort. Eine Liste der in An­

spruch zu nehmenden Flurstücke finden Sie nachfolgend und auf un­

serer Projektwebsite: 

rhein-main-link.amprion.neUMediathek/Be­
kanntmachungen/Baugrunduntersuchungen-
2024-2025-(November-Februar)/ 

G em arkung: C anst ein 

Flurs-------------------------------------------

1 56 
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B e k a n n t ma c h u ng 

über die Offenlegung des Entwurfs der Haushaltssatzung der Stadt Marsberg 

für das Haushaltsjahr 2025 

Der Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anlagen der Stadt Marsberg für das Haushaltsjahr 2025 

liegt gem. § 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt­

machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. Seite 666) in der zurzeit geltenden Fassung während der Dauer 

des Beratungsverfahrens im Stadtrat zur Einsichtnahme 

im Rathaus der Stadt Marsberg, Lillers-Straße 8, 34431 Marsberg, 

Finanzverwaltung, Zimmer K06 

während der unten genannten Dienststunden: 

montags bis freitags von 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr 

dienstags zusätzlich von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 

und donnerstags zusätzlich von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

öffentlich aus und ist unter der Adresse www.marsberg.de im Internet verfügbar. 

Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anlagen können Einwohner oder Abgabepflichtige 

der Stadt Marsberg vom 16. bis 31. Oktober 2024 Einwendungen erheben. 

Die Einwendungen sind schriftlich oder während der o.g. Dienststunden mündlich zur Niederschrift beim 

Bürgermeister der Stadt Marsberg, Lillers-Straße 8, 34431 Marsberg, Finanzverwaltung, Zimmer K06, 

zu erklären. Über die Einwendungen beschließt der Rat der Stadt Marsberg vor der Beschlussfassung 

über die Haushaltssatzung in öffentlicher Sitzung. 

Marsberg, den 14. Oktober 2024 

Stadt M A R S B E R G 

Der Bürgermeister 

�� 
Thomas Sehröder 
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Bekanntmachung 

E rs atzbest imm ung gem. § 45 d es Komm unalw ah lges etzes (KWahiG) i. d. F. d er 
B ek anntm ac hung vom 3 0. 06.1998 (GV. N W. S. 45 4) in  d er z urz eit gü lt igen 
F ass ung für d as aussc heid end e  Mit gl ied d es R at es d er St adt Mars berg, He rrn 
F atm ir  B is l im i, 3 4431 Mars berg 

Herr Fatmir  Bisl imi ,  34431 Marsberg , der unter der laufenden Nummer 8 als 
Ersatzperson für die ausgeschiedene Ratsfrau Franziska Götte festgestellt wurde 
und zum 0 1 . 08.2023 in den Rat der Stadt Marsberg nachgerückt ist, hat gemäß § 38 
KWahiG durch Erklärung vom 1 6.08.2024 mit Ablauf des 30.09 .2024 a uf sein 
Mandat verzichtet. 

Der nächste freie Bewerber in der Reserveliste der SPD-Fraktion mit der laufenden 
Nummer 1 6  ist Herr Dieter Tepel ,  34431 Marsberg .  Dieser hat m it Annahmeerklärung 
vom 24.08.2024 seine Mitg liedschaft im Rat der Stadt Marsberg zum 0 1 . 1 0 .2024 
bestätigt. Gemäß § 45 KWahiG wird h iermit Herr Dieter Tepel als Listennachfolger 
für Herrn Fatmir  Bisl imi festgestel lt .  

Gegen die Gü ltigkeit der Ersatzbestimmung kann gern. § 45 i .  V. m. § 39 Abs. 1 
KWahiG 

a) jeder Wah lberechtigte des Wahlgebietes, 

b) die für das Wahlgebiet zuständige Leitung , solcher Parteien und 
Wählergemeinschaften,  die an der Wah l  teilgenommen haben ,  sowie 

c) die Aufsichtsbehörde 

binnen eines Monats nach dieser Bekanntmachung Einspruch erheben ,  wen n  s ie 
eine Entscheidung über die Gü ltigkeit der Feststel lung gemäß § 40 Abs. 1 
Buchstaben a) b is c) KWahiG für erforderlich halten .  

Der Einspruch ist be i  dem unterzeichneten Wahl le iter, Li l lers-Straße 8 ,  34431 Mars­
berg ,  schriftl ich e inzureichen oder mündl ich zur N iederschrift zu erklären .  

Marsberg ,  den 1 4 . 1 0.2024 

Der Bürgermeister 
als Wahlleiter 

tf� 
T. Sehröder 
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Bekanntmachung 

E rs atzbest imm ung gern. § 45 d es Komm unalw ah lges etzes (KWahiG) i. d. F. d er 
B ek anntm ac hung vom 3 0. 06.1998 (GV. NW. S. 45 4) in  d er z urze it gült igen 
F ass ung f ür d as aussc heid end e  Mit gl ied d es R at es d er St adt Mars berg, F rau 
A nj a  Wüllner, 3 4431 Mars berg 

Frau Anja Wüllner, 34431 Marsberg , die bei der Kommunalwahl  am 1 3 .09.2020 als 
Bewerberin der CDU in den Rat der Stadt Marsberg gewäh lt wurde, hat gemäß § 38 
KWahiG durch Erklärung vom 25.06.2024 mit Ablauf des 30.09.2024 auf ih r  Mandat 
verzichtet. 

Gemäß § 45 KWahiG wird h iermit Frau Manuela Köh ne ,  3443 1  Marsberg ,  als die auf 
Platz 30 der Reservel iste der CDU-Fraktion genannte Bewerberin festgestel lt, die 
gleichzeitig a usdrücklich bestimmtes Ersatzmitglied für Frau Anja Wüllner ist. 

Gegen die Gültigkeit der Ersatzbestimmung kann gern. § 45 i .  V. m .  § 39 Abs. 1 
KWahiG 

a) jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, 

b) die für das Wah lgebiet zuständige Leitung ,  solcher Parteien und 
Wählergemeinschaften,  die an der Wah l  tei lgenommen haben, sowie 

c) die Aufsichtsbehörde 

b innen e ines Monats nach dieser Bekanntmachung Einspruch erheben ,  wen n  sie 
eine Entscheidung über  die Gültigkeit der Feststel lung gemäß § 40 Abs. 1 
Buchstaben a) b is c) KWahiG für erforderlich h alten. 

Der Einspruch ist bei dem unterzeichneten Wahl le iter, Li l lers-Straße 8 ,  34431 Mars­
berg , schriftlich einzureichen oder mündlich zur N iederschrift zu erklären .  

Marsberg , den 1 4 . 1 0 .2024 
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Satzung 

über d ie Stra ßenreinigung u nd d ie Erhebung von Straßenrein igungsgebü hren 
(Stra ßenreinigungs- u nd Gebührensatzung) d er Stad t Marsberg vom 1 1 . 1 0 . 2024 

Präambel 

Aufgrund von § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
1 4 .7. 1 994 (GV NW S .  666), in der derzeit gü ltigen Fassung,  der §§ 3 und 4 des Ge­
setzes über die Rein ig ung öffentl icher Straßen (Straßenre in igu ngsgesetz N RW -
StrReinG N RW) vom 1 8. 1 2. 1 975 (GV NW S .  706), in  der derzeit gü ltigen Fassung 
und der §§ 4 und 6 des Kommu nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen (KAG) vom 2 1 . 1 0. 1 969 (GV NW S.  7 1 2), in der derzeit g ültigen Fassung, 
hat der Rat der Stadt Marsberg in seiner S itzung am 1 0. 1 0 .2024 die nachstehende 
Satzung beschlossen:  

§ 1  
I nhalt d er R einigungspfl icht 

( 1 ) Die Gemeinde betreibt die Rein igung der dem öffentlichen Verkehr  gewidmeten 
Stra ßen ,  Wege und P lätze (öffentliche Straßen) innerhalb der geschlossenen Ortsla­
gen, bei Bundesstraßen ,  Landesstraßen und Kreisstraßen jedoch nur  der Ortsdurch­
fahrten ,  als öffentl iche Einrichtung,  soweit die Rein igung n icht nach §§ 2 ff. dieser 
Satzung den Grundstückseigentümern übertragen wird. Ist das Grundstück m it e inem 
Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stel le des Eigentü mers der Erbbauberechtigte. 

(2) Die Rein igung umfasst die Straßenrein igung sowie die Winterwartung der Geh­
wege und der Fahrbah nen. D ie Straßenrein igung beinhaltet die Entfernung al ler Ver­
unrein igungen von der Straße, die die Hyg iene oder das Stadtbil d  n icht unerhebl ich 
beeinträchtigen oder eine Gefährdung des Verkehrs darstel len können.  D ie Reini­
gungspflicht der Gemeinde beinhaltet als Winterwartung insbesondere das Schnee­
räumen sowie das Bestreuen an den gefährl ichen Stel len der verkehrswichtigen 
Straßen bei Schnee- und E isglätte . Art und Umfang der Rei nigungspflichten der An­
l ieger ergeben s ich a us den §§ 2-4 dieser Satzung . 

(3) Als Gehwege im Sinne dieser Satzung gelten 
- al le selbständigen Gehwege (Fußwege ,  Verbindungswege) 
- die gemeinsamen Fuß- und Radwege (Zeichen 240 StVO) 
- al le erkennbar abgesetzt für die Benutzung durch Fußgänger vorgesehenen Stra-
ßentei le (Bürgersteige) sowie 
- Gehbahnen in 1 ,20 m Breite ab begehbarem Straßenrand bei al len Straßen u nd 
Straßentei len ,  deren Benutzung durch Fußgänger vorgesehen ode r  geboten ist, ins­
besondere in verkeh rsberuhigten Bereichen (Zeichen 325/326 StVO) und Fußg än­
gerbereichen (Zeichen 242/243 StVO). 

(4) Als Fahrbah n  im Sinne dieser Satzung g ilt die gesamte übrige Straßenoberfläche, 
a lso neben den dem Fahrverkehr dienenden Tei len der Straße insbesondere auch 
die Trennstreifen, befestigten Seitenstreifen, die Bankette, die Bushaltestel lenbuch­
ten sowie die Radwege. 
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§ 2 
Ü bert ragung der R einigungspf l icht auf d ie Grundst ückseigent ümer 

( 1 ) D ie Rein igung der im anl iegenden Straßenverzeichnis besonders ken ntl ich ge­
machten Fahrbah nen und Gehwege wird in dem darin festgelegten Umfang und Zeit­
raum den Eigentümern der an sie angrenzenden und durch sie erschlossenen 
Grundstücke auferlegt. Das Straßenverzeichnis ist Bestandtei l  dieser Satzung. 

Weiterh in  wird die Verpflichtung zur Rein igung al ler innerörtl ichen selbstän digen 
Gehwege (Fußwege ,  Verbindungswege) den Eigentümern der an sie angre nzen den 
und erschlossenen Grundstücke auferlegt. Bezüglich des Umfanges und des Zeit­
raumes der Reinigungspflicht gelten die Regelungen für Anliegerstraßen ,  deren 
Fahrbahnen u n d  Gehwege durch die Anl ieger im Sommer und Winter zu rei n igen 
s ind, s inngemäß. 

(2) Auf Antrag des Rein igungspfl ichtigen kann e in Dritter durch schriftl iche Erklärung 
gegenüber  der Gemeinde mit deren Zustimmung die Rein igungspflicht übernehmen, 
wen n  eine ausreichende Haftpfl ichtversicherung nachgewiesen wird; die Zusti mmung 
ist jederzeit widerrufl ich und nur  solange wirksam, wie die Haftpflichtversicherung 
besteht. 

(3) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Verpfl ichtung des Verursa­
chers ,  außergewöhnl iche Verunrein igungen oder Abfal l  u nverzügl ich zu beseitigen ,  
befreit den Reinigungspflichtigen n icht von seiner Rein igungspflicht 

§ 3 
U mf ang der übert ragenen St raßenrein igungspf l icht 

( 1 )  Die Fahrbahnrein igungspflicht erstreckt sich jeweils bis zur Straßenmitte. I st nur 
auf einer Straßenseite ein rein ig u ngspfl ichtiger Anl ieger vorhanden,  erstreckt s ich die 
Rein ig ungspfl icht auf die gesamte Straßenfläche .  

(2) Selbständige Gehwege s ind  entsprechend Abs. 1 ,  die übrigen Gehwege i n  ihrer 
gesamten Bre ite zu rein igen. Die Gehwegrein igung umfasst unabhängig vom Verur­
sacher auch die manuel le, mechanische oder thermische Beseitigung von U nkraut 
sowie die manuel le oder mechanische Beseitigung von sonstigen Verunre in igungen.  

(3)  Fahrbahnen und Gehwege s ind innerhalb der letzten drei Tage des nach § 2 Abs. 
1 festgelegten Rein igungszeitraums zu säubern . Belästigende Staubentwicklu ng ist 
zu vermeide n .  Verunreinigungen s ind nach Beendigung der Säuberung u nverzüglich 
unter Berücksichtigung der Abfal lbeseitigungsbestimmungen zu entsorgen.  Laub ist 
unverzüg l ich zu beseitigen,  wen n  es eine Gefährdung des Verkehrs darstel lt. 

§ 4 
U mf ang der übert ragenen Wint erw art ungspf l icht 

( 1 ) D ie Gehwege sind in  einer Bre ite von 1 ,20 m von Schnee fre izuhalten .  Auf Geh­
wegen ist bei Eis- und Schneeglätte zu streuen. 

(2) Die Haltestel len für öffentliche Verkeh rsmittel oder für Schulbusse werden von der 
Stadt Marsberg so von Schnee freigehalten und bei Glätte bestreut, dass e in g efahr­
loses Ein- und Aussteigen sowie ein gefahrloser Zu- und Abgang vom Gehweg zu 
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den Verkeh rsmitteln gewährleistet ist. Für den Winterdienst auf den Gehwegen im 
Bereich der Haltestel len sind die Eigentümer der angrenzenden und erschlossenen 
Grundstücke (§ 2) zuständig . 

(3) Ist die Winterwartung der Fahrbahn übe rtragen, so s ind bei Eis- u nd Schneeglätte 
- gekennzeichnete Fußgängerüberwege 
- Querungshi lfen über die Fahrbahn und 
- Übergänge für Fußgänger in  Fortsetzung der Gehwege an Straßenkreuzungen oder 
-einmündungen 
jeweils bis zur M itte der Fahrbahn zu bestreuen, wobei abstumpfende M ittel vorran­
g ig vor auftauenden M itteln e inzusetzen s ind. § 3 Abs. 1 der Satzung g ilt e ntsp re­
chend. 

(4) l n  der Zeit von 7 . 00 bis 20.00 Uhr  gefa l lener Schnee und entstan dene G lätte s ind 
unverzüg lich nach Beendigung des Schneefal ls bzw. nach dem Entstehen der G lätte 
zu beseitigen .  N ach 20.00 Uhr  gefal lener Schnee u n d  entstande ne Glätte s ind werk­
tags bis 7.0 0  U h r, sonn- und feiertags bis 9.00 Uhr  des folgenden Tages zu beseiti­
gen . Der Schnee ist auf dem an die Fahrbahn g renzenden Teil des Gehweges oder  
notfal ls auf dem Fah rbahnrand so zu lagern , dass der Fußgänger- und Fah rverkehr  
hierdurch n icht mehr a ls  u nvermeidbar gefährdet oder  behindert wird. Baumscheiben 
und begrünte Flächen dürfen n icht m it Salz oder  sonstigen auftauende n  Materia l ien 
bestreut, salzhaltiger oder sonstige auftauende M ittel enthaltender Schnee darf auf 
ihnen n icht gelagert werden.  Die Ein läufe in Entwässerungsanlagen und die Hydran­
ten s ind von Eis und Schnee freizuhalten .  Schnee und Eis von Grundstücken dürfen 
n icht auf die Straße geschafft werden .  

§5 
Benutzungsgebühren 

Die Gemeinde erhebt für die von ihr  durchgeführte Rein igung der öffentlich e n  Stra­
ßen Benutzungsgebühren nach §§ 4 und 6 KAG in  Verbindu ng m it § 3 Abs. 1 
StrReinG N RW. Den Kostenantei l ,  der auf das a llgemeine öffentliche I nteresse an 
der Rein igung sowie auf die Rein igung der Straßen oder Straßentei le entfäl lt ,  für die 
eine Gebührenpfl icht n icht besteht, trägt die Gemeinde .  

§6 
Gebührenm aßst ab und Gebührensatz 

(F ro ntm et erm aßst ab) 

( 1 ) Maßstab für die Benutzungsgebüh r  sind die Grundstücksseiten entlang der Stra­
ße, durch die das Grundstück erschlossen ist (Frontlänge), die Straßenart u n d  die 
Rein igungsklasse gemäß dem anl iegenden Straßenverzeichnis. Grenzt e in durch die 
Straße erschlossenes Grundstück n icht oder n icht m it der gesamten der Straße zu­
gewandten G rundstücksseite an diese Straße, so wird anstel le der Frontlänge bzw. 
zusätzlich zur Frontlänge die der Straße zugewandte Grundstücksseite z ugrunde 
gelegt. Zugewan dte Grundstücksseiten sind diejen igen Abschnitte der Grundstücks­
beg renzungsl in ie ,  die mit der Straßengrenze gleich , paral lel oder in e ine m  Winkel 
von wen iger als 45 Grad verlaufen. Keine zugewandten Seiten sind die h inter an­
grenzenden und zugewandten Fronten l iegenden abgewandten Seiten .  

Grenzt e in durch die Straße erschlossenes G rundstück n icht oder nur  zum Tei l  an 
diese Straße und weist es im Übrigen keine ihr  zugewandte Grundstücksseite auf, so 
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wird die Frontlänge bzw. Grundstücksseite zugrunde gelegt, die s ich bei e iner ge­
dachten Verlängerung dieser Straße in gerader Linie e rgeben würde. Grenzt ein 
Grundstück mit verschiedenen Grundstücksseiten an verschiedene befahrbare Stra­
ßenteile derselben mit Kraftfahrzeugen befahrbaren Erschl ießungsanlage, so wird 
die längste Gru ndstücksseite von den an die verschiedenen Straßenabschnitte g ren­
zenden Grundstücksseiten als Frontlänge zur Bemessung der Straßen­
reinigu ngsgebühr  zugrunde gelegt. 

(2) Liegt ein Grundstück an mehreren zu reinigenden Straßen, so werden die G rund­
stücksseiten an den Straßen zugrunde gelegt, durch die eine wirtschaftliche oder 
verkehrl iehe N utzung des Grundstücks möglich ist; bei abgeschrägten oder ang erun­
deten Grundstücksgrenzen wird der Schnittpunkt der geraden Verlängerung der 
G rundstücksgrenzen zugrunde gelegt. 

(3) Wird ein Grundstück über  e ine unselbständige öffentliche Stichstraße oder  e inen 
u nselbständigen öffentl ichen Stichweg erschlossen, ist nur die a n  den Hauptzug an­
g re nzende bzw. dem Hauptzug zugewandte Seite zugrunde zu legen. Selbständige 
Wegeparzel len oder  Garagenhöfe, die nur den Zugang oder die Zufahrt zur gereinig­
ten Straße vermitteln, werden nicht berücksichtigt. Wird ein Grundstück nur durch 
den Wendehammer einer  Straße erschlossen, s ind der Frontmeterberechnung die 
G rundstücksseiten zugrunde zu legen, die in g leichem Abstand oder  in  einem Winkel 
von weniger als 45 Grad zu e ine r  gedachten geradl inigen Verlängerung der Straße 
verlaufen. Bei der Feststel lung der Grundstücksseiten werden Bruchte i le e ines Me­
ters bis zu 0 ,50 m einschl ießlich abgerundet und über 0 ,50 m aufgerundet. 

(4) Die Benutzungsgebühr  je F rontmeter (Absätze 1 bis 3) beträgt jäh rl ich: 

- in Reinigungsklasse S 2 (Anliegerstr. ): 1 , 1 5  Euro 
- in Reinigungsklasse S 4 ( innerörtl . Str .): 1 ,04 Euro 
- in Reinigungsklasse S 6 (überörtl .  Str. ): 0 ,92 Euro 
Für  Straßen der Reinigu ngsklassen S 1 ,  S 3 und S 5 wird keine Gebühr  erhobe n. 

(5) Für  die Winterwartung wird zusätzl ich e ine Benutzungsgebühr  erhoben. Die Be­
nutzungsgebüh r  je F rontmeter (Absätze 1 bis 3) beträgt jährl ich: 

- in Reinigungsklasse W 1 (Anliegerstr .): 1 ,83 Euro 
- in Reinigungsklasse W 3 ( innerörtl . Str. ): 1 ,65 Euro 
- in Reinigungsklasse W 4 (überörtl . Str. ): 1 ,46 Euro 
Für  Straßen der Reinigungsklasse W 2 wird keine Gebühr  erhoben. 

(6) Die Reinigungsklassen ergeben sich aus dem anl iegenden Straßenverzeichnis. 

§ 7 
Gebührenpfl icht ige 

( 1 )  Gebührenpflichtig sind die Eigentümer des erschlossenen Grundstücks. Dem 
Grundstückseigentümer stehen Erbbauberechtige oder die Gemeinschaft der 
Woh nungseigentümergemeinschaft g leich. 

(2) Im Fal l  e ines Eigentumswechsels ist der neue E igentümer vom Beginn des auf 
den Wechsel folgenden Monats gebührenpflichtig . 
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(3) Jeder Eigentumswechsel ist binnen 2 Wochen der Stadt anzuzeigen. Unterbleibt 
die Anzeige, so h aften der alte und der neue Schuldner von dem auf den Eigen­
tumsübergang folgenden Kalendervierteljahr an gesamtschuldnerisch für die Zah­
lung der Gebühren.  

(4) Mehrere Gebührenschuldner haften a ls  Gesamtschuldner. 

(5) D ie Straßenre in ig u ngsgebühr  und die Winterdienstgebühren werden a ls g rund­
stücksbezogene Benutzungsgebühr  e rhoben.  S ie ruhen als öffentliche L ast auf 
dem G rundstück. 

(6) Die Gebü h renpflichtigen haben al le für die Errechnung der Gebühren erforderl i­
chen Auskünfte zu ertei len und zu dulden,  dass Beauftragte der Geme inde das 
Grundstück betreten ,  um die Bemessungsgrundlagen festzusetzen oder  z u  über­
p rüfen .  

§ 8  
E ntst ehung,  Ä nd erung u nd Fäll igk eit d er Gebühr 

( 1 ) Die Gebü h renpflicht entsteht mit dem Ersten des Monats, der auf den Beg inn der 
regelmäßigen Rein igung der Straße folgt. S ie e rl ischt mit dem Ende des M onats, 
m it dem die regelmäßige Reinigung e ingestel lt wird. 

(2) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der Gebühr, so minde rt o der er­
höht sich die Benutzungsgebühr  mit Beginn des auf die Änderung folgenden Mo­
nats. Bei einem Ausbleiben der turnusgemäßen maschinel len Stra ßenre in igung 
(Sommerrein igung) auf der gesamten Straße bis zu 3-mal im Jah r  bzw. bei e inem 
Ausbleiben infolge von Witterung und Feiertagen besteht kein Anspruch a uf Ge­
bührenminderung . Das g leiche g ilt bei unerheblichen Rein igungsmängeln insbe­
sondere wegen parkender Fahrzeuge, Straßeneinba uten und Straßenbauarbeiten 
nur  auf einem Teilstück der Straße. Bei einem erhebl ichen Ausbleiben und erheb­
l ichen Mängeln kan n  der Anspruch auf Gebührenerstattung nur  bis zum Ablauf 
der Wide rspruchsfrist gegen die folgende Jahresveranlagung schriftl ich geltend 
gemacht werden.  

(3) Die Gebüh ren werden durch Bescheid, der mit einem Bescheid über ande re Ge­
meindeabgaben verbunden sein kann ,  festgesetzt. 
Bei Wohnungseigentümern/innen, welche einen Verwalter/in nach dem Woh­
nungseigentumsgesetz bestel lt haben ,  wird der Gebührenbescheid diesem ge­
genüber bekanntgeben oder  zugestel lt. 
Ist bei Erbengemeinschaften ein Vertreter bestel lt worden,  so wird der Gebühren­
bescheid diesem gegenüber  bekanntgegeben oder zugestellt. Zusätzlich können 
die Gebüh renbescheide bei Wohnungseigentümergemeinschaften und Erbenge­
meinschaften einheitlich gegenüber allen Mitgl iedern der Gemeinschaft festge­
setzt werden .  

(4) D ie  Gebüh ren für ein Kalenderjahr werden am 1 5. Februar, 1 5 . Mai, 1 5. Aug ust 
und 1 5. November  zu je g leichen Tei lbeträgen fäl l ig.  
Nachforderungen sind innerhalb eines Monates und Erstattungen innerhalb von 
3 Tagen nach Bekanntgabe oder Zustellung fäl l ig .  
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§9 
O rdnungsw idrigkeit 

( 1 ) Ordnungswidrig handelt ,  wer vorsätzlich oder fahrlässig 
- seiner Rein igungspflicht nach §§ 2 - 4 dieser Satzung n icht nachkommt o der 
- gegen e in Ge- oder Verbot der §§ 2 - 4 dieser Satzung verstößt. 

(2) Für  das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über Ordnu ngswidrig kei­
ten (OWiG) in der jewei ls gü ltigen Fassung.  Zuständige Behörde im S inne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Bürgermeister. 

§ 1 0  
lo kraftt ret en 

Diese Satzung tritt am 0 1 .0 1 .2025 in  Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung übe r  die 
Straßenrein igung und die Erhebung von Stra ßenrein igungsgebühren der Stadt 
Marsberg vom 24. 1 0 .2023 außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehende Satzung wird h ierm it öffentlich bekanntgemacht 

Die Verletzungen von Verfahrens- oder  Formvorschriften der Gemeindeordnung  für 
das Land Nordrhein-Westfalen in  der Fassung der Bekanntmachung vom 1 4.07 . 1 994 
(GV. NW. 1 994 S .  666) i n  der zurzeit gü ltigen Fassung kann nach Ablauf von sechs 
Monaten seit dieser Bekanntmachung n icht mehr geltend gemacht werden ,  es sei 
denn ,  

a)  e ine vorgeschriebene Genehmigung feh lt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde n icht durchgeführt, 

b) die Satzung ist n icht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden ,  

c )  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenübe r  der Stadt Marsberg vorher  ge­

rügt u n d  dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 

worden ,  die den Mangel erg ibt. 

Marsberg , den 1 1 . 1 0 .2024 Der Bürgermeister 

/� 
T. Sehröder 
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Anlage 1 zu r St raßenreinigungs- und Gebührensatzung der St adt Marsberg 

U mf ang der St raßenreinigungspf l icht in den St raßen 
des St raßenverzeichnisses (Anlage 2) nach R einigungsklassen 

R ein i- St raßenart R ein igungs- R ein igungs- V erpf licht et er 
gungs- hä uf ig keit verpf licht ung A =Anlieger 
klasse S =St adt 

81 Anl iegerstraße 1 x wöchentlich Reinigu ng Gehweg A 

Reinigung Fahrbahn A 

82 Anl iegerstraße 1 x wöchentlich Reinigung Gehweg A 

Reinigu ng Fahrbahn 8 

83 innerörtl iche 1 x wöche ntl ich Reinigung Gehweg A 
Verkehrsstraße 

Reinigu ng Fahrbahn A 

84 innerörtliche 1 x wöche ntlich Reinigu ng Gehweg A 
Verkehrsstraße 

Reinigu ng Fahrbah n  8 

85 überörtl iche 1 x wöchentlich Reinigu ng Gehweg A 
Verkehrsstraße 

Reinigung Fahrbah n  A 

86 überörtl iche 1 x wöchentl ich Reinigung Gehweg A 
Verkehrsstraße 

Reinigu ng Fahrbah n  8 

W 1  Anliegerstraße Winterwartung Gehweg A 

Winterwartung Fahrbahn 8 

W 2  Anliegerstraße Winterwartung Gehweg A 

Winterwartung Fahrbahn A 

W 3  innerörtl iche Winterwartu ng Gehweg A 
Verkehrsstraße 

Winterwartung Fahrbahn 8 

W 4  überörtl iche Winterwartu ng Gehweg A 
Verkehrsstraße 

Winterwartung Fahrbahn 8 

23/7 

- 1 98 -



Anlage 2 zur St raßenreinigungs- und Gebührensatzung der St adt Marsberg 

St raßenverzeichnis 
Ortsteil Straße R ein ig ung sklassen 
BERINGHAUSEN Am Blumenhang S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Am Forstenberg S 1 ,  W 1  

BERINGHAUSEN 
Am Hagen (soweit Gemeindeverbin-
dungsstraße) 

S 4, W 3  

Am Hagen (soweit nicht Gemein- S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN deverbindungsstraße) 

BERINGHAUSEN Am Kellingsen S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Am Mühlenberg S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Am Wiesenrain S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Boqenstraße S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Bundesstraße (bis Hs Nr. 54, links) S 6, W 4 

Bundesstraße (ab Hs. Nr. 56 S 5, W 4 
BERINGHAUSEN (links)) 

BERINGHAUSEN Emde (bis Oststraße) S 4, W 3 
BERINGHAUSEN Emde (ab Oststraße) S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Hohlweg S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Hoppeckestraße s 1 ,  w 1 
BERINGHAUSEN Josefstadt S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Krokusweg S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Margaritenweg S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Markusstraße S 4, W 3  
BERINGHAUSEN Müllerstraße s 1 ,  w 1 
BERINGHAUSEN Nordstraße S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Oststraße S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Sonnenstraße S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Steinbrink S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Südstraße S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Weststraße S 1 ,  W 1  
BERINGHAUSEN Zum Schützenhof S 1 ,  W 1  

BORNTOSTEN Am Alten Schulhaus S 6, W 4 
BORNTOSTEN An der Buke S 1 ,  W 1  
BORNTOSTEN Ostheimer Straße S 1 ,  W 1  
BORNTOSTEN Zum Zollhaus S 1 ,  W 1  
BORNTOSTEN Zur Glocke S 1 ,  W 1  
BORNTOSTEN Zur Hünenburg S 1 ,  W 1  

BREDELAR Am Bellerstein S 6, W 4 
BREDELAR Am Hahnenfeld S 1 ,  W 1  
BREDELAR Am Kindergarten S 1 ,  W 1  
BREDELAR Am Klosterbach S 1 ,  W 1  
BREDELAR Am Meilenstein S 1 ,  W 1  
BREDELAR Am Waldwinkel S 1 ,  W 1  
BREDELAR Cari-Reinke-Straße S 2 ,  W 1  
BREDELAR Haierskopf S 1 ,  W 1  
BREDELAR Himmelreich S 1 ,  W 1  
BREDELAR Im Oberen Bohm S 1 ,  W 1  
BREDELAR Krähenbrink S 1 ,  W 1  
BREDELAR Liboriusweg S 1 ,  W 1  
BREDELAR Lichten Eichen S 1 ,  W 1  
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BREDELAR Madfelder Straße S 6, W 4  
BREDELAR Mester -Everts-Weg S 4, W 3  
BREDELAR Orthelle S 1 ,  W 1  
BREDELAR Pau 1-Gerhardt-Straße S 1 ,  W 1  
BREDELAR Sauerlandstraße S 6, W 4  
BREDELAR Schwartmicke S 1 ,  W 1  
BREDELAR Zur Osterwiese S 1 ,  W 1  

GANSTEIN Am Echelnstein S 1 ,  W 1  
GANSTEIN Am Lärchen S 1 ,  W 1  
GANSTEIN Arolser Straße S 6, W 4 
GANSTEIN Auf den Klippen S 1 ,  W 1  
GANSTEIN Kleppwiese S 1 ,  W 1  
GANSTEIN Mühlengrund S 6, W 4 
GANSTEIN Schlossstrasse S 1 ,  W 1  
GANSTEIN Zum Kump S 1 ,  W 1  
GANSTEIN Zur Agatha S 1 , W 1  

ERLINGHAUSEN Am Hopfenhof S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSE N  Auf der Höhe S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSEN Auf der Hude S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSEN Dicken Platz S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSEN Eichenweg S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSEN Frohntalweg S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSEN Gartenstraße S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSEN Gerhard-Brökei-Weg S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSEN Große Schanze S 3, W 3  
ERLINGHAUSEN Hans-Watzke-Weg S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSEN Heddinghauser Straße S 3, W 3  
ERLINGHAUSEN Kleine Schanze S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSEN Köhlers Drift S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSEN Kohlgrunder Straße S 6, W 4 
ERLINGHAUSEN Königstraße s 1 ,  w 1 
ERLINGHAUSEN Marsberger Straße S 6, W 4 
ERLINGHAUSEN Neue Straße S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSEN Poststraße S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSEN Schäferstraße S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSE N  Schulstraße S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSE N  Wallmenwiese S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSEN Weinbergstraße S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSE N  Zum Bauernscheid S 1 ,  W 1  
ERLINGHAUSEN Zum Hohen Dreisch S 1 ,  W 1  

ESSENTHO Aachener Straße S 1 ,  W 1  
ESSENTHO Am Bruch S 4, W 3  
ESSENTHO Am Park S 1 ,  W 1  
ESSENTHO Antoniusstraße S 1 ,  W 1  
ESSENTHO Brüggestraße S 1 ,  W 1  
ESSENTHO Brüsseler Straße S 1 ,  W 1  
ESSENTHO Eggeweg S 1 ,  W 1  
ESSENTHO Falkenweg S 1 ,  W 1  
ESSENTHO Forststraße S 1 ,  W 1  
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ESSENTHO Fürstenberger Straße 8 6, W 4 
ESSENTHO Gärtnerstraße 8 1 , W 1  
ESSENTHO Goldbuschstraße 8 1 , W 1  
ESSENTHO Graseborn 8 1 , W 1  
ESSENTHO Im Graben 8 1 , W 1  
ESSENTHO ln den Stricken 8 1 , W 1  
ESSENTHO Kapellenstraße 8 1 , w 1 
ESSENTHO Kardinai-Jaeger-Straße 8 1 , W 1  
ESSENTHO Kirchwiesen 8 1 , W 1  
ESSENTHO Meerhafer Straße 8 6, W 4  
ESSENTHO Ostendestraße 8 1 , W 1  
ESSENTHO Osterberg 8 1 , W 1  
ESSENTHO Pfarrer -Willmes-Straße 8 1 , W 1  
ESSENTHO Rummecketal 8 1 , W 1  
ESSENTHO Schmiedegasse 8 1 , W 1  
ESSENTHO Überm Dorf 8 1 , W 1  
ESSENTHO Waldstraße 8 1 , W 1  
ESSENTHO Westfalenstraße 8 1 , W 1  
ESSENTHO Zur Essenthoer Mühle 8 1 , W 1  
ESSENTHO Zur Staubkequelle 8 1 , W 1  

GIERSHAGEN Adorfer Weg 8 5, W 4 
GIERSHAGEN Am Buchholz 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Am Knapp 8 6, W 4 
GIERSHAGEN Am Langen Path 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Barbarastraße 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Bischof-Kinold-Str. 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Eisensteinstraße 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Esbiker Straße 8 4, W 3  
GIERSHAGEN Fuhrmannsweg 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Hinterm Hagen 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Hombourger Straße 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Hundebusch 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Immenbusch 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Klusweg 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Knappenweg 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Northolter Straße 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Papenstraße 8 6, W 4 
GIERSHAGEN Pfarrer -Koch-Straße 8 1 , w 1 
GIERSHAGEN Rennebusch 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Rennefeld 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Rische 8 6, W 4 
GIERSHAGEN Unterm Klausknapp 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Uppsprunger Straße 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Wulwesecke 8 1 , W 1  

GIERSHAGEN 
Zollweg (zw. Papenstr. u. Esbiker 
Str.) 

8 2, W 1  

Zollweg (zw. Esbiker Str. und Am 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Buchholz) 

GIERSHAGEN Zum Eckefeld 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Zur Alten Wiese 8 1 , W 2  
GIERSHAGEN Zur Heide 8 1 , W 1  
GIERSHAGEN Zur Wilhelmsruh 8 1 , W 1  
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HEDDINGHAUSEN Am Sonneneck S 1 ,  W 1  
Hubertusstraße (tlws. soweit S 6, W 4 

HEDDINGHAUSEN Kreisstraße 65) 

HEDDINGHAUSEN Hubertusstraße (ohne K 65) S 3, W 3  
HEDDINGHAUSEN Knickweq S 1 ,  W 1  
HEDDINGHAUSEN Köster Drift S 6, W 4 
HEDDINGHAUSEN Sundernstraße S 1 ,  W 1  
HEDDINGHAUSEN Zum Forst S 1 ,  W 1  
HEDDINGHAUSEN Zum Wildkamp S 1 ,  W 1  

HELMINGHAUSEN Am See S 6, W 4  
HELMINGHAUSEN Am Weiher S 1 ,  W 1  
HELMINGHAUSEN Briloner Straße S 6, W 4  
HELMINGHAUSEN Diemeltalweq S 1 ,  W 1  
HELMINGHAUSEN Gutsplatz S 1 ,  W 1  
HELMINGHAUSEN Hinter'm Brandt S 1 ,  W 1  
HELMINGHAUSEN ln der Haue S 1 ,  W 1  
HELMINGHAUSEN Padberger Straße 5 6, W 4  
HELMINGHAUSEN Vor'm Schee S 1 ,  W 1  
HELMINGHAUSEN Zum Birkenhof S 1 ,  W 1  

LEITMAR Am Ehrenmal S 1 ,  W 1  
LEITMAR Am Homberq S 1 ,  W 1  
LEITMAR Am Stadtberqer Weq S 3, W 3  
LEITMAR Auf der Alm S 1 ,  W 1  
LEITMAR Flessinghauser Straße S 5, W 4 
LEITMAR Teichstraße S 1 ,  W 1  
LEITMAR Zum Trompeter S 1 ,  W 1  

MEERHOF Am Buchenwald S 1 ,  W 1  
MEERHOF Am Dreswinkel S 1 ,  W 1  
MEERHOF Beethovenstraße S 1 ,  W 1  
MEERHOF Dalheimer Straße S 6, W 4 
MEERHOF Dränkeweg S 1 ,  W 1  
MEERHOF Drosselqasse S 1 ,  W 1  
MEERHOF Elsterweq S 1 ,  W 1  
MEERHOF Fliederstraße S 1 ,  W 1  
MEERHOF Herfeldstraße S 1 ,  W 1  
MEERHOF Holunderweg S 1 ,  W 1  
MEERHOF Kampstraße S 1 ,  W 1  
MEERHOF Kurzer Weg S 1 ,  W 1  
MEERHOF Lange Straße S 4, W 3  
MEERHOF Laurentiusstraße S 1 ,  W 1  
MEERHOF Mezartstraße S 1 ,  W 1  
MEERHOF Robert-Koch-Straße S 1 ,  W 1  
MEERHOF Sintfeldstraße S 6, W 4  
MEERHOF Taubenweg S 1 ,  W 1  
MEERHOF Wiesenstraße S 1 ,  W 1  
MEERHOF Zu den Eichen S 1 ,  W 1  
MEERHOF Zum Nonnenbusch S 1 ,  W 1  
MEERHOF Zur Eqqe S 6, W 4  
MEERHOF Zur Lanqen Grund S 1 ,  W 1  
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NIEDERMARSBERG Albast 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Alte Strickerei 5 1 , W 1  
NIEDERMARSBERG Am Bitstein 5 1 , W 1  
NIEDERMARSBERG Am Burghof 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Am Fichtenhang 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Am Leimenbusch 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Am Lichten Hagen 5 1 , W 1  
NIEDERMARSBERG Am Meisenberg 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Am Oesterholz 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Am Oestertor 5 1 , w 1 
NIEDERMARSBERG Am Schmenkenberg 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Am Schützenberg 5 4, W3 
NIEDERMARSBERG Am Sonnenhang 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Am Sportplatz 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Am Südhang 5 1 , W 2  
NIEDERMARSBERG An den Bleichen 5 1 , W 1  
NIEDERMARSBERG An den Gleisen 5 1 , W 2  
NIEDERMARSBERG An der Bahn 5 4, W3 
NIEDERMARSBERG An der Wallmei 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG An der Ziegelei 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Bäckerstraße 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Bahnhofstraße 5 2, W 1  

NIEDERMARSBERG 
Bahnhofstraße (von Hauptstr. bis 
ehern. Postgebäude) 

5 4, W 3 

NIEDERMARSBERG Bahnhofstraße (von Hs 32 - 66a) 5 1 , W 1  
NIEDERMARSBERG Bahnstraße 5 4, W3 
NIEDERMARSBERG Bergstraße 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Bitsteinweg 5 1 , W 1  
NIEDERMARSBERG 8ombergweg 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Bredelarer Straße 5 6 , W 4  

NIEDERMARSBERG 
Bülberg (sow. Gemeindeverbin- 5 4, W3 
dungsstraße} 

NIEDERMARSBERG Bülberg (Hs 31 - 41, ungerade) 5 1 , w 1 
NIEDERMARSBERG Carolus-Magnus-Straße 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Gasparistraße 5 4, W3 
NIEDERMARSBERG Christopherusweg 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Corveyer Weg 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Diemeibogen 5 1 , W 1  
NIEDERMARSBERG Dionysiusstraße 5 1 , W 1  
NIEDERMARSBERG Dr. Rentzing-Straße 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Dütlingstalweg (ab K-0-R) 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Dütlingstalweg (bis K-0-R) 5 4, W 3 
NIEDERMARSBERG Erlenbach 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Erlinghauser Straße 5 6 ,  W 4  
NIEDERMARSBERG Frankenweg 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Gansauweg 5 4, W3 
NIEDERMARSBERG Gerbergasse 5 1 , W 1  
NIEDERMARSBERG Glindeplatz 5 1 , W 1  
NIEDERMARSBERG Goethestraße 5 2, W 1  

Grabenstraße ab Kreuzung 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Mönchstr (Hausnr. 10) bis Ende 

Grabenstraße zwischen Kreu- 5 4, W3 
NIEDERMARSBERG zung Mönchstr. und Hauptstr. 
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NIEDERMARS BERG Grüne Gasse S 1 , W 2  
NIEDERMARSBERG Grüner Weq S 1 ,  W 1  

NIEDERMARSBERG 
Hagemannstraße (ohne seit!. S 2, W 1  
Abzweige) 

NIEDERMARSBERG 
Hagemannstraße (nur seit!. Ab-
zweige) 

S 1 ,  W 1  

NIEDERMARSBERG Hanufer S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Hauptstraße S 6, W 4 
NIEDERMARS BERG Heidenbergstraße (ab Hs Nr. 1 7) S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Heidenbergstraße (bis Marienstr.) S 4, W 3  
NIEDERMARSBERG Hermann-Löns-Straße S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Immenhof S 4, W 3  
NIEDERMARSBERG ln der Hameke S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG ln der Marsch (ab Schöffenwiesel S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG ln der Marsch (bis Schöffenwiese) S 4, W 3  
NIEDERMARSBERG ln der Schelle S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Jahnstraße S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Jittenberg (bis Hs. Nr. 33 bzw.44) S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Jittenberq (Hs. 4 1 - 51 unQerade) S 1 ,  W 1  
NIEDERMARSBERG Kaiser -Otto-Rinq S 4, W 3  
NIEDERMARSBERG Kapuzinerweq S 1 ,  W 1  
NIEDERMARSBERG Karlstraße S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Kaltwinkel S 1 ,  W 1  
NIEDERMARSBERG Kirchstraße S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Klosterstraße S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG König-Ludwig-Straße S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Kötterhagen S 4, W 3  
NIEDERMARSBERG Kretholz S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Kurkölner Weq S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Lillers-Straße S 6, W 4 
NIEDERMARSBERG Magnusstraße S 4, W 3  
NIEDERMARSBERG Marienstraße S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Mittelstraße S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Mönchstraße (ab Schöffenwiese) S 2 ,  W 1  

NIEDERMARSBERG 
Mönchstraße (bis Schöffenwiese S 4, W 3  
einschl. Paulinenstr.) 

NIEDERMARSBERG Mühlenstraße S 6, W 4  
NIEDERMARSBERG Oesterstraße S 6, W 4  
NIEDERMARSBERG Pastor -Bremer -Straße s 2, w 1 
NIEDERMARSBERG Pastor-Thaemei-Straße S 1 ,  W 1  
NIEDERMARSBERG Paulinenstraße S 4, W 3  
NIEDERMARSBERG Sachsenweg S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Schildstraße S 1 ,  W 1  
NIEDERMARSBERG Schillerstraße S 2 ,  W 1  
NIEDERMARSBERG Schlesierstraße S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Schöffenwiese S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Siegelnbusch S 1 ,  W 1  
NIEDERMARSBERG Stobkeweg S 1 ,  W 1  
NIEDERMARSBERG Storchgasse S 1 ,  W 1  
NIEDERMARSBERG Sülpkeweg S 1 ,  W 1  
NIEDERMARSBERG Trift S 4, W 3  
NIEDERMARSBERG Twisterstraße S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Unterm Banqern S 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Unterm Ohmberq S 2, W 1  
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NIEDERMARSBERG Vogelsang 5 1 , W 1  
NIEDERMARSBERG Vor dem Tore 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Weist 5 6, W 4  
NIEDERMARSBERG Westheimer Straße 5 6, W 4 
NIEDERMARSBERG Wickenhof 5 1 , W 1  
NIEDERMARSBERG Widukindweg 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Wilhelm-Otto-Straße 5 4, W 3 
NIEDERMARSBERG WulsenberQ 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG ZieQelbäckerweQ 5 1 , W 2  
NIEDERMARSBERG Zu den Brodwiesen 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Zum Steingrund 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Zur Vogelstange 5 2, W 1  
NIEDERMARSBERG Zu den Brodwiesen 5 2, W 1  

OBERMARSBERG Am Kirchenland 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Am Stift 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Amselweg 5 1 , w 1 
OBERMARSBERG Auf der Mauer 5 1 , w 1 
OBERMARSBERG Auf der Momecke 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Aufm Piggenpohl 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Benediktstraße 5 1 , W 1  

Brunnenstraße (sow. Gemeindever- 5 4, W 3  
OBERMARSBERG bindungsstr.) 

Brunnenstraße (soweit nicht 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Gemeindeverbindungsstraße) 

OBERMARSBERG Cheruskerweg 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Diemetblick 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Dornliedstraße 5 1 , W 1  

Eresburgstraße (soweit Ge- 5 4, W3 
OBERMARSBERG meindeverbindungsstraße) 
OBERMARSBERG Eresburgstraße (ab Hs. Nr. 64) 5 1 , W 1  

Eresburgstraße (soweit nicht 5 3 , W 3  
Gemeindeverbindungsstraße und 

OBERMARSBERG nur bis Hs. Nr. 62) 

OBERMARSBERG FinkenweQ 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Gansauweg 5 4, W 3  
OBERMARSBERG Germanenweg 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Glindegrund 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Goldaue 5 2, w 1 
OBERMARSBERG Henry-Heide-Straße 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Jägerstraße 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Kaiser -Kari-Piatz 5 3 , W 3  
OBERMARSBERG Karolingerstraße 5 1 , w 1 
OBERMARSBERG Kohlbettstraße 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Kupferstraße 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG LerchenweQ 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Mönchhofstraße 5 4, W3 
OBERMARSBERG Münzstraße 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Nikolaistraße 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Otto-Hein-Straße 5 1 , W 1  

Pagenstraße (soweit Gemein- 5 4, W3 
OBERMARSBERG deverbindungsstraße) 

Pagenstraße (soweit nicht 5 1 , W 1  
OBERMARSBERG Gemeindeverbindungsstraße) 

OBERMARSBERG Pater -Rupert-Straße 5 1 , W 1  
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OBERMARSBERG Propst-Metternich-Straße S 1 ,  W 1  
OBERMARSBERG Rennuferstraße S 4, W 3  
OBERMARSBERG Ringstraße S 1 ,  W 1  
OBERMARSBERG Rolandstraße S 1 ,  W 1  
OBERMARSBERG Schützenstraße s 1 ,  w 1 
OBERMARSBERG Schwalbenweg s 1 ,  w 1 
OBERMARSBERG Sturmiusstraße S 1 ,  W 1  
OBERMARSBERG Talblick S 1 ,  W 1  
OBERMARSBERG Tannenweg s 1 ,  w 1 
OBERMARSBERG Vincentiusstraße S 1 ,  W 1  
OBERMARSBERG Vor den Birken s 1 ,  w 1 
OBERMARSBERG Zum Eisenhammer S 2, W 1  
OBERMARSBERG Zum Stephansberg s 1 ,  w 1 
OBERMARSBERG Zunftgasse s 1 ,  w 1 
OESDORF Am Berge s 1 ,  w 1 
OESDORF Am Wiesenhof S 1 ,  W 1  
OESDORF Andreasplatz s 1 ,  w 1 
OESDORF Auf dem Hüwel S 1 ,  W 1  
OESDORF Bachstraße S 1 ,  W 1  
OESDORF Felsbergstraße s 1 ,  w 1 
OESDORF Grüne Aue s 1 ,  w 1 
OESDORF Heitemeyerstraße S 6 , W 4  
OESDORF ln der Porte S 3 ,  W 3  
OESDORF Johannesstraße s 1 ,  w 1 
OESDORF Klostermannstraße s 1 ,  w 1 
OES DORF Rittergasse S 1 ,  W 1  
OESDORF Zu den drei Linden S 1 ,  W 1  
OESDORF Zum Kesselberg S 1 ,  W 1  
OESDORF Zum Waschhof S 1 ,  W 1  
OESDORF Zur Hüffe S 1 ,  W 1  

PADBERG Am Alten Tor S 1 ,  W 1  
PADBERG Am Friedhof s 1 ,  w 1 
PADBERG Am Galgenberg S 1 ,  W 1  
PADBERG Am Pumpenstein S 3, W 3  
PADBERG Aschenstraße S 1 ,  W 1  
PADBERG Bangerig S 1 ,  W 1  
PADBERG Christine-Koch-Straße S 3, W 3  
PADBERG Diemelseestraße 5 6 ,  W 4  
PADBERG Korbacher Straße S 6 , W 4  
PADBERG Kötterberg S 1 ,  W 1  
PADBERG Neuer Hagen S 1 ,  W 1  
PADBERG Oberhof S 1 ,  W 1  
PADBERG Raumberger Weg S 1 ,  W 1  
PADBERG Ringgraben S 1 ,  W 1  
PADBERG Schindergraben S 1 ,  W 1  
PADBERG Sparrenburg S 1 ,  W 1  
PADBERG St. Jordanusstraße S 1 ,  W 1  
PADBERG Steinkuhlenweg S 1 ,  W 1  
PADBERG Trappweg S 1 ,  W 1  
PADBERG Zum Kriesenberg S 1 ,  W 1  
PADBERG Zur Obermühle S 1 ,  W 1  
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UDORF Brückenstraße S 1 ,  W 1  
U DORF Cansteiner Straße S 6 ,  W 4  
U DORF Gildestraße S 1 ,  W 1  
U DORF Glockengrund S 1 ,  W 1  
UDORF Hinter den Höfen S 1 ,  W 1  
U DORF Im Pansgrund S 1 ,  W 1  
U DORF Orpestraße S 3, W 3  
U DORF Richard-Schleimer -Straße S 1 ,  W 1  
U DORF Wilhelmshöhe S 1 ,  W 1  

WESTHEIM Ahornweg S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Akazienweg s 1 ,  w 1 
WESTHEIM Alter Postweg S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Am Wehr S 1 ,  W 1  
WESTHEIM An der Dieme! (bis lndustriestr.) S 4, W 3  
WESTHEIM An der Dieme! (�b lndustriestr.) S 1 ,  W 1  
WESTHEIM An der Mühle S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Auf der Insel S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Belgradstraße S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Birkenweg S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Buchenweg s 1 ,  w 1 
WESTHEIM Dahlienweg S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Diemeldamm S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Dörpeder Mark S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Eschenweg S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Franziskusstraße S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Graf-Stolberg-Straße S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Hoppenbeeke S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Hoppenberg (pis Hochbehälter) S 4, W 3  
WESTHEIM Hoppenberg (�b Hochbehälter) S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Im Dahl (L 636) S 6 ,  W 4  
WESTHEIM Im Dahl (soweit nicht L 636) S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Im Winkel S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Industriestraße S 4, W 3  
WESTHEIM Kasseler Straße S 6 , W 4  
WESTHEIM Kastanienweg S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Kiefernweg S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Lindenweg S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Meierplatz S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Püllweg S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Rosenstraße S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Schöne Aussicht S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Steinweg S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Tulj:>_enweg S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Ulmenweg S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Vitusstraße S 1 ,  W 1  
WESTHEIM Waldecker Straße S 6 , W 4  
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G e b ü h r e n s atzung 

über d ie Abfal lentsorgu ng in  der Stadt Marsberg vom 1 1 . 1 0 .2024 

Präambel 

Aufg rund von § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
1 4.7 . 1 994 (GV NW S. 666) in der derzeit gü ltigen Fassung,  der §§ 2, 3,  5 ,  5a ,  8 
und 9 des Abfal lgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesabfal lgesetz -
LAbfG NW) vom 21 . Jun i  1 988 (GV NW S .  250/SGV NW 74) i n  der derzeit g ü lt igen 
Fassung,  des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24 . Februar  201 2 (BGBI .  I 
S .  2 1 2) i n  der derzeitig gü ltigen Fassung,  und der §§ 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
2 1 . 1 0. 1 969 (GV NW S. 71 2) in  der derzeit gü ltigen Fassung , sowie der Satzung 
über die Abfal lentsorgung in  der Stadt Marsberg vom 27 . 1 1 .201 9  (Amtsblatt der 
Stadt Marsbe rg ,  Jah rgang 45,  S .  1 45 vom 29 . 1 1 .201 9), hat der Rat der Stadt 
Marsberg in seiner Sitzung am 1 0. 1 0 .2024 die nachstehende Satzung 
beschlossen:  

§ 1 

M üllabfuhrgebüh ren 

Für die I nanspruchnahme der Einrichtungen und Anlagen der Abfal leinsammlung ,  
der Abfal lbeseit igung und der Abfal lwirtschaft e rhebt die Stadt zur Deckung der 
Kosten im Sinne des § 6 Abs . 2 KAG Benutzungsgebühren nach den §§ 4 u n d  6 
KAG. 

§ 2 

Gebührenpflichtige 

( 1 ) Gebührenpflichtig s ind die Eigentümer der nach Maßgabe der Satzung ü ber 
die Abfallentsorgung i n  der Stadt Marsberg an die Abfal lentsorgung 
angeschlossenen Grundstücke. Dem Grundstückseigentümer stehen 
Erbbauberechtige o der die Gemeinschaft der Wohn ungseigentümer­
gemeinschaft g leich . 

(2) Jeder Eigentumswechsel ist binnen 2 Wochen der Stadt anzuzeigen. U nter­
bleibt die Anzeige, so haften der a lte und der neue Schuldner von dem auf den 
Eigentumsübergang folgenden Kalendervierteljahr an gesamtschu ldnerisch für 
die Zah lung der Gebüh ren. 

(3) Mehrere Gebührenschu ldner haften als Gesamtschu ldner. 

(4) Die Abfal lbeseitigungsgebühr  wird als g rundstücksbezogene Benutzungs­
gebühr  erhoben.  S ie ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
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§ 3 

Gebührenmaßstab 

( 1 )  Die Höhe der Gebühr richtet sich nach den auf ein Grundstück anzurechnen­
den E inwohnergleichwerten (EGW). E inwoh nerg leichwerte berechnen sich wie 
folgt: 

a) 1 E inwohner = 

b) Krankenhäuser, Sanatorien , Entbindungs-, Kinder-, Alten­
heime, Lazarette und ähnl iche Einrichtungen 
1 Bett (Sol lstärke) = 

c) Schu len und Kindergärten je 1 0  Personen (Schü ler, Kinder, 
Lehrer  und Personal)  = 

d )  öffentl iche Verwa ltu ngen , Banken ,  Verbände, Krankenkassen,  
Versicherungen 
je 2 Beschäftigte = 

e) selbständ ig Tätige der freien Berufe m it Geschäfts- und Praxis-
räumen 
je 2 Beschäftigte = 

f) Selbständ ige Handelsvertreter, Vers icherungsvertreter und 
Betriebe der Personenbeförderung 
je 1 Beschäftigter = 

g) Gaststätten und Hotels je 1 Beschäftigter = 

h)  Betriebe des Seherbergu ngsgewerbes m it 1 Beschäftigten = 
für jeden weiteren Beschäftigten = 

i) Jugendherbergen m it 1 0  Betten = 

j) Kasernen und m il itärische Einrichtungen je 3 Soldaten und 
Beschäftigte = 

k) Lebensmitteleinzelhandel je Beschäftigter = 

I) Lebensmitteleinzelhandel i n  Form der Selbstbed ienung je 
Beschäftigter  = 

m) I ndustrie, Handwerk (einschl .  Bäckereien und Metzgereien) 
u nd übriges Gewerbe je 2 Beschäftigte = 

n) für Friedhöfe , Schwimmbäder, Kirchen , Dorfgemeinschafts­
häuser u nd ähn l iche Einrichtungen ohne ständ ige Bewirt­
schaftung und Ben utzung werden am tatsächlichen Abfal l­
aufkommen orientierte Einwoh nerg le ichwerte festgesetzt. 
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o) für Ferien- und Wochenendhäuser, u nbewohnte Häuser und zusätzlich 
aufgestellte Abfa llbehälter werden am tatsächl ichen Abfa llaufkommen 
orientierte Einwohnergleichwerte (EGW) festgesetzt; dabei g i lt: 

für 80 I Abfal lbehälter g rau = 0 , 50 EGW 
für 1 20 I Abfal lbehälter g rau = 0,75 EGW 
für 240 I Abfal lbehälter g rau = 1 ,50 EGW 

für 1 20 I Abfal lbehälter b lau  = 0 ,75 EGW 
für 240 I Abfa l lbehälter blau = 1 ,50  EGW 

für 1 20 I Abfa l lbehälter g rü n  = 1 ,50  EGW 
für 240 I Abfal lbehälter g rü n  = 3,00 EGW. 

Beschäftigte im Sinne von d) - m) s ind a l le in einem Betrieb Tätigen (z.B .  
Arbeitnehmer, Unternehmer, m ithelfende Famil ienangehörige, Auszub ildende).  
Beschäftigte, d ie wen iger als d ie Hälfte der branchenübl ichen Arbeitszeit 
beschäftigt s ind und Beschäftigte, d ie wen iger als d ie  Hälfte ihrer Arbeitszeit 
auf dem angeschlossenen Grundstück tätig sind , werden nur  zu einem Viertel 
veran lagt. 

Bei der Veran lagung nach Buchstabe a) bleiben auf Antrag du rch den 
Steuerpflichtigen d as vierte und weitere Kind ( im Sinne der 
lohnsteuerrechtl ichen Vorschriften) u nberücksichtigt. Ebenfalls a uf Antrag 
e rfolgt bei e inem Haushaltseinkommen bis 1 5. 000 € (zu versteu erndes 
Einkommen) eine Befreiung von der Abfal lgebühr ab dem 3.  Kin d .  D ie 
Befreiung e rfolgt zum ersten Tag des Folgemonats nach Antragstel lung . Die 
Antragstel lung ist erst nach Eintritt des Grundes der Befreiung mögl ich und 
kan n  bis zu d rei Monaten rückwirkend beantragt werden.  

Studenten und Personen, welche den Bundesfreiwi l l igendienst oder 
vergleichbare Dienste ableisten ,  bleiben auf Antrag u nter Vorlage d es 
I mmatrikulationsscheines bzw. einer Bescheinig ung der  zuständigen Behörde 
be i  der  Veranlagung unberücksichtigt. 

Auf Antrag kan n  bei der Veranlagung nach Buchstabe a) von den tatsäch­
l ichen Einwoh nerg le ichwerten abgewichen werden ,  sofern aufgrund e iner 
Befreiung nach § 9 Abs. 2 oder eines geringeren Gefäßvolumens im S inne des 
§ 1 1  Buchstabe a) ,  erster und zweiter Spiegelstrich , der Abfal lentsorgu ngs­
satzung der Stadt Marsberg eine geringere Inanspruchnahme der Abfa l lent­
sorg u ng erfolgt. Die Festsetzung der Einwohnerg leichwerte wird entsprechend 
der Reduzierung des Behältervolumens vorgenommen.  

D ie Gebührenreduzierung bei  Befreiung vom Anschluss- und Benutzungs­
zwang von dem g rü nen Abfal lbehälter nach § 9 (2) der Satzung über die 
Abfal lentsorgung in  der Stadt Marsberg beträgt je EGW 26,30 v. H.  des 
Betrages nach § 4 Abs. 1 d ieser Satzung .  

Auf Antrag kann im Einzelfa l l  i n  den Fällen des Abs. 1 Buchstabe b) b is m )  von 
den vorgegebenen umzurechnenden Einwohnerg leichwerten (EGW) a bge­
wichen werden,  sofern dargelegt wird , dass aufgrund der Bestimmungen des 

22/3 

- 2 1 0 -



Gesetzes über das l nverkehrbringen , d ie Rücknahme und d ie hochwertige 
Verwertung von Verpackungen (Verpackungsgesetz - VerpackG) vom 
05.07.20 1 7  wesentliche Abfal lmengen nicht mehr  in d ie von der Stadt 
Marsberg zugelassenen Abfa llbehälter (grau ,  g rün u nd blau) gelangen .  

(2) Die Einwohnerg leichwerte werden vierteljährl ich neu festgesetzt. Verände­
rungen während e ines Kalendervierteljahres werden vom Beg inn  des a uf d ie 
Veränderung folgenden Kalendervierteljahres berücksichtigt. 

(3) l n  den Fäl len des Abs. 1 Buchst. b) - m) werden d ie Einwoh nerg leichwerte 
jährlich neu festgesetzt. Zu d iesem Zweck haben d ie Grundstückseigentümer 
oder i hre Beauftragten (Mieter, Pächter usw. ) d ie für d ie Festsetzung erforder­
l ichen Angaben bis spätestens zum 1 5. 1  0. eines jeden Kalenderjahres schrift­
l ich der Stadt einzureichen.  Die auf Grund der Erklärung festgesetzten E inwoh­
nerg leichwerte werden der Gebührenberechnung des gesamten auf d ie Fest­
setzung folgenden Kalenderjahres zu Grunde gelegt. 

(4) Bei erheblicher Veränderung im Laufe des Kalenderjahres kann in den Fäl len 
des Abs. 3 auf Antrag des Gebührenschu ldners d ie Berechnungsgrundlage 
auch während des laufenden Kalenderjahres nach Maßgabe des Abs. 2 
berichtigt werden.  

(5)  D ie Vorschriften der Abgabenord nung ü ber Stundung und Erlaß b leiben 
unberührt. 

§ 4 

Höhe der Gebühr 

( 1 )  D ie Höhe der Gebühr  beträgt pro E inwohnergleichwert (EGW) 92,06 € jähr l ich. 

(2) Für den Austausch der Abfa llbehälter gern . § 1 1  Abs. 1 Buchstabe a) zweiter 
Unterabschnitt der Abfal lentsorgungssatzung der Stadt Marsberg auf Antrag 
des Gebührenpflichtigen wird eine Gebühr von 1 5,34 € erhoben.  

(3)  Für d ie Sperrmül labfuh r  nach § 1 5  der Abfa llentsorg ungssatzung wird eine 
Vorab-Gebühr i n  Höhe von 50,00 € je Anforderungskarte festgesetzt. 

§ 5 

Entstehung der Gebührenpfl icht 

Die Gebührenpflicht entsteht m it Beg inn des Kalendervierteljahres, d as a uf den 
Tag der erstmal igen Abfuhr  folgt. D ie Gebührenpflicht endet m it Ablauf des 
Kalendervierteljahres, in dem d ie letzte Abfuh r  erfolgt ist, frühestens jedoch m it 
Ablauf des Kalendervierteljahres, in dem die Abmeldung bei der Stadt vorge­
nommen wird . 

§ 6 

Erhebung und Fäll igkeit der Gebüh ren 
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( 1 )  D ie Gebüh ren werden du rch Bescheid , der mit einem Bescheid über andere 
Gemeindeabgaben verbunden sein kann ,  festgesetzt. Bei Wohnungs­
eigentümern/innen , welche e inen Verwalter/in nach dem Wohnungs­
eigentumsgesetz bestellt haben , wird der Gebührenbescheid d iesem 
gegenüber bekanntgeben oder zugestel lt .  

I st bei Erbengemeinschaften e in Vertreter bestellt worden ,  so wird der 
Gebührenbescheid d iesem gegenüber bekanntgegeben oder zugestel lt. 
Zusätzlich kön nen die Gebührenbescheide bei Wohnungseigentümer­
gemeinschaften und Erbengemeinschaften e inheitlich gegen über a l len 
M itgl iedern der Gemeinschaft festgesetzt werden.  

(2)  D ie Gebühren für ein Kalenderjahr werden am 1 5 . Februar, 1 5 . Mai ,  1 5 . 
August und 1 5. November zu je g leichen Tei lbeträgen fäl l ig . Nachforderungen 
sind innerhalb e ines Monates und Erstattungen innerhalb von 3 Tagen nach 
Bekanntgabe oder Zustel lung fäl l ig .  

(3)  Die Gebühren werden nach vollen Vierteljahresbeträge n  berechnet, auch 
wen n  s ich d ie Mül labfuh r  nur  auf e inen Tei l  des Kalendervierteljahres erstreckt. 

(4) Die Gebührenpflichtigen haben al le für d ie Errechnung der Gebühren 
erforderl ichen Auskünfte zu ertei len und zu d ulden ,  dass Beauftragte der 
Gemeinde das Grundstück betreten ,  um d ie Bemessungsgrundlagen 
festzusetzen oder zu überp rüfen .  

§ 7 

lnkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 0 1 . 0 1 .2025 i n  Kraft. Gleichzeitig tritt d ie Gebührensatzu ng 
über d ie Abfal lentsorgung in  der Stadt Marsberg vom 0 1 . 1 2 .2023 außer Kraft. 

Bekan ntmachungsanordnung 

Vorstehende Satzung wird h ierm it öffentlich bekanntgemacht 

Die Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord nung  für 
das Land Nord rhein-Westfalen in  der Fassung der Beka nntmachu ng vom 
1 4. 07 . 1 994 (GV. NW. 1 994 S. 666) in der zurzeit gü ltigen Fassung kann nach 
Ablauf von sechs Monaten seit d ieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden,  es sei denn ,  

a) e ine  vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder e in vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde n icht durchgeführt, 

b) d ie Satzung ist n icht ord nungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden ,  

c )  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher 

gerügt und dabei d ie verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 

worden ,  d ie den Mangel erg ibt. 

Marsberg ,  den 1 1 . 1 0 .2024 
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Der Bürge�me·� 
T. Sehröde 
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Satzung 

ü be r  d i e  Erhebung von G e b ü hren für d ie  Benutzung d e r  
F riedhöfe und d e r  Leichenhallen in d e r  Stadt Marsberg 

(Friedh ofsgebü h rensatzung) vom 1 1 . 1 0.2024 

Präambel 

Aufgrund von § 4 des Bestattungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (BestG NRW) 
vom 17.06.2003 (GV NW S. 313), in der derzeit gültigen Fassung und des § 7 in Verbindung 
mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) und § 77 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen vom 14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV NW 2023), in der derzeit gültigen Fassung, 
der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
vom 21.10.1969 (GV NW 1969, S. 712), in der derzeit gültigen Fassung, sowie der Satzung 
über das Friedhofs- und Bestattungswesen in der Stadt Marsberg vom 30.04.2018 (Amtsblatt 
der Stadt Marsberg, Jahrgang 44, S. 47) hat der Rat der Stadt Marsberg in seiner Sitzung am 
10.10.2024 die nachstehende Satzung beschlossen: 

§ 1 

Benutzungsgebühre n  

( 1 ) F ü r  d i e  I nanspruchnahme der kommunalen Friedhöfe u n d  ihrer Einrichtungen 
erhebt d ie Stadt zur Deckung der Kosten Benutzungsgebühren .  

(2)  Die Gebühren werden nach Einheitssätzen für Einzel leistungen entsprechend 
d ieser Satzung erhoben. 

§ 2 

Gebüh renpflicht 

( 1 )  Die Gebührenpflicht entsteht m it der Antragstel lung a uf Überlassung einer 
Grabstätte oder der I nanspruchnahme von Einrichtungen und Leistungen . 

(2) Gebührenpfl ichtig ist der Antragstel ler. 
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

§ 3 

Erhebung und Fäl l igkeit 

Die Gebühren werden du rch Bescheid festgesetzt. S ie sind innerhalb e ines M onats 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides im Gesamtbetrag fäl l ig .  
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§ 4 

Gebührentarif 

I . Grabstellenherrichtung, Ausgrabung 

1 .  Für Aushebung und Zuwerfen einer Grabstelle: 
1 . 1 für Personen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 
1 .2 für Personen ab vollendetem 5. Lebensjahr 

2. Für Beisetzung oder Ausgrabung einer Urne (s. IV u. V) 
2.1 Für Beisetzung oder Ausgrabung einer Urne (s. Vl 1 , 2, 3 u. VI I ) ,  

inklusive 19 % Umsatzsteuer 

3. Für Ausgrabung einer Leiche: 
3. 1 für Personen bis zum vollendetem 5. Lebensjahr 
3.2 für Personen ab vollendetem 5. Lebensjahr 

I I .  Abgabe von Reihengrabstätten 

1 .  für Personen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 
2. für Personen ab vollendetem 5. Lebensjahr 
3. Rasengräber 
4. Rasengräber mit Namenskennzeichnung 

1 1 1 .  Abgabe von Wahlgrabstätten und  Verlängerung des 
Nutzungsrechtes 
Neuzuweisung pro Grabstelle (für 35 Jahre) 
Pro Grabstelle und Nutzungsjahr 

IV. Abgabe von Urnenwahlgrabstätten (35 Jahre) 
Verlängerung pro Jahr 

V. Abgabe von Baumwahlgrabstätten für Urnen (35 Jahre) 

VI .  Abgabe von Baumgemeinschaftsgrabstätten 

476,00 € 
71 8,00 € 

21 9,00 € 

261 ,00 € 

200,00 € 
400,00 € 

572,00 € 
2.030,00 € 
3.824,00 € 
4.1 27,45 € 

2.660,00 € 
72,00 € 

1 .530,00 € 
3 1 ,00 € 

2.220,00 € 

1 .  Pro anonymen Urnenplatz, inklusive 1 9  % Umsatzsteuer 689,00 € 
2. Pro Urnenplatz mit Namenskennzeichnung auf 

dem gemeinschaftlichen Gedenkstein (Niedermarsberg) , 
inklusive 1 9  % Umsatzsteuer 9 1 1 ,00 € 

3.  Pro Urnenplatz mit Namenskennzeichnung auf 
dem gemein.schaftlich;m Gedenkstein (Canstein , Erlinghausen, Essentho, 
Heddinghausen, Helminghausen, Leitmar, Oesdorf, Udorf) , 
inklusive 1 9 % Umsatzsteuer 8 1 6,00 € 

VI I .  Abgabe von Urnengemeinschaftsgrabstätten 
pro Urnenplatz, inklusive 1 9  % Umsatzsteuer 

VI I I .  (weggefallen) 

IX. Abgabe von anonymen Gemeinschaftsgrabstätten für 
Tot- und Fehlgeburten sowie aus Schwangerschafts­
abbrüchen stammende Leibesfrüchte 
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X. Benutzung der Leichenhallen/Friedhofskapel len 

1. Benutzung der Leichenhalle (Bredelar, Canste in ,  
Erl inghausen, G iershagen, Heddinghausen, Leitmar, 
Obermarsberg, Westheim) 

2. Benutzun g  der Friedhofskapelle 
(Essentho, N iedermarsberg ,  Oesdorf, Padberg) 

3. Benutzung einer Leichenkammer in  der Friedhofs­
kapel le N iedermarsberg 

XI. Benutzung e ines Leichenwagens 

XII.  Rückgabe von tei lbelegten Grabstätten vor Ablauf der 
Ruhefrist 
pro Grabstel le und Jahr verbleibender Ruhezeit 

§ 5 

lnkrafttreten 

170,00 € 

320,00 € 

140,00 € 

8,00 € 

94,00 € 

Diese Satzung tritt am 0 1 . 0 1 .2025 i n  Kraft. Gleichzeitig tritt d ie Satzung über d ie 
Erhebung von Gebühren für d ie Benutzung der Friedhöfe und der Leichenhal len i n  der 
Stadt Marsberg vom 24. 1 0.2023 außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehende Satzung wird h iermit öffentlich bekanntgemacht 

D ie Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord n u ng für 
d as Land Nord rhein-Westfalen in  der Fassung der Bekanntmachung vom 1 4. 07 . 1 994 
(GV. NW. 1 994 S. 666) in der zurzeit gü ltigen Fassung kann nach Ablauf von sechs 
Monaten seit d ieser Bekanntmachung n icht mehr geltend gemacht werden , es sei 
denn,  

a) e ine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde n icht d urchgeführt, 

b) die Satzung ist n icht o rdnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d)  der Form- u nd Verfahrensmangel ist gegenü ber der Stadt Marsberg vorher 

gerügt und  dabei d ie verletzte Rechtsvorschrift und d ie Tatsache bezeichnet 

worden,  d ie den Mangel ergibt. 

Marsberg ,  den 1 1 . 1 0 .2024 Der Bürgermeister 

T. Sehröder 
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S a t z u n g 
ü ber d ie E rhebung vo n Gebühren für d ie Durc hführung d er 

B rand v erhüt ungssc hau u nd vo n so nst igen brandsc h utzt ec hnisc hen 
Leist ungen 

in d er St adt Marsberg 
vom 16.1 0. 2024 

Der Rat der Stadt Marsberg hat aufgrund der §§ 7 und 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstaben f und 
i der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NW S. 666) 
in der zuletzt gültigen Fassung, der §§ 26 und 52 Absatz 5 Satz 1 des Gesetzes über den 
Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) vom 17.12.2015 in der 
zuletzt gültigen Fassung und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 in der zuletzt gültigen Fassung, in 
seiner Sitzung am 10.10.2024 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 
Zweck der Brandverhütungsschau 

(1) Die Brandverhütungsschau wird durchgeführt, um präventiv zu prüfen, ob Gebäude, 
Betriebe und Einrichtungen, die die in erhöhtem Maße brand- oder explosionsgefährdet sind 
oder in denen bei Ausbruch eines Brandes oder bei einer Explosion eine große Anzahl von 
Personen oder bedeutende Sachwerte gefährdet werden können, den Erfordernissen des 
abwehrenden Brandschutzes entsprechen. 

(2) Die Brandverhütungsschau dient der Feststellung brandschutztechnischer Mängel und 
Gefahrenquellen sowie der Veranlassung von Maßnahmen, die der Entstehung eines 
Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch vorbeugen und bei einem Brand oder 
Unglücksfall die Rettung von Menschen und Tieren, den Schutz von Sachwerten sowie 
wirksame Löscharbeiten ermöglichen. 

§ 2 
Gebührenpflichtige Amtshandlungen 

(1) Gebührenpflichtig sind die Leistungen 
a) zur Durchführung der Brandverhütungsschau im Sinne von § 1 einschließlich deren 
Vor- und Nachbereitung. Dies gilt auch in den Fällen, in denen die für die 
Brandverhütungsschau zuständige Dienststelle an Prüfungen der Bauaufsichtsbehörde 
beteiligt ist und dabei zugleich eine Brandverhütungsschau vornimmt, 
b) infolge erforderlicher Nachbesichtigungen (Nachschau), 
c) zur Durchführung einer brandschutztechnischen Begehung und deren Vor- und 
Nachbereitung eines Objektes, das nicht der Brandverhütungsschaupflicht unterliegt, 
aber von der Betreiberin I Eigentümerin oder vom Setreiber I Eigentümer des Objektes 
mündlich oder schriftlich beantragt worden ist, 
d) auf dem Gebiete des vorbeugenden und abwehrenden Brandschutzes außerhalb des 
Baugenehmigungsverfahrens, die mündlich oder schriftlich beantragt wurden und mit 
der Anfertigung einer gutachterliehen Stellungnahme zu einem definierten Objekt 
verbunden sind. 

(2) Unberührt bleibt das Recht anderer Behörden, insbesondere der Bauaufsichtsbehörde, 
zur Erhebung von Gebühren aufgrund besonderer Vorschriften, wenn sie in eigener 
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Zuständigkeit an der Durchführung der Brandverhütungsschau teilgenommen haben oder 
nach Durchführung der Brandverhütungsschau tätig geworden sind. 

§ 3 
Gebührenmaßstab 

(1) Die Gebühren werden nach der Dauer der Amtshandlung und nach der Zahl der notwen­
dig eingesetzten Dienstkräfte bemessen. Zur Gebühr gehören auch die Kosten für in An­
spruch genommene Fremdleistungen. Bei der Bemessung der Gebühren werden zudem 
Umfang und Schwierigkeitsgrad der Amtshandlungen im Einzelfall berücksichtigt. 

(2) Die Bemessung der Gebühren erfolgt im Einzelnen nach den in der Anlage 1 
aufgeführten Bestimmungen und Sätzen und unter Berücksichtigung der in Anlage 2 
aufgeführten Objekte. Die Anlagen sind Bestandteile der Satzung. 

§ 4 
Auslagenersatz I Sachkosten 

Besondere bare Auslagen oder Sachkosten, die im Zusammenhang mit der Amtshandlung 
entstehen, sind zu ersetzen, auch wenn eine Befreiung von der Gebühr für die 
Amtshandlung besteht. 

§ 5  
Zeitliche Folge der Brandverhütungsschau 

(1) Die zeitliche Folge der Brandverhütungsschau richtet sich bei Objekten, die Gegenstand 
von Sonderverordnungen oder baurechtliehen Anordnungen sind, nach den entsprechen­
den baurechtliehen Vorschriften. Im Übrigen ist die Brandverhütungsschau je nach Ge­
fährdungsgrad entsprechend den in der Liste der Brandschauobjekte* aufgeführten Fristen in 
Zeitabständen von längstens sechs Jahren durchzuführen. Die jeweils gültige Fassung der 
Liste der Brandschauobjekte (Anlage 2) ist maßgebend. 

(2) Fehlen Vorschriften zu den Zeitabständen der Brandverhütungsschau, werden diese von 
der Gemeinde unter Berücksichtigung des Gefährdungsgrades von Objekten nach 
pflichtgemäßem Ermessen festgelegt. 

* Herausgeber: Arbeitsgemeinschaft der Leiterinnen und Leiter der Berufsfeuerwehren in der 
Bundesrepublik Deutschland. 

§ 6 
Gebührenschuldnerin oder Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldnerin oder Gebührenschuldner ist die Eigentümerin, Besitzerin oder der 
Eigentümer, Besitzer oder sonstige Nutzungsberechtigte des der Brandverhütungsschau 
unterworfenen Objekts, sowie diejenige oder derjenige, die oder der eine Leistung gemäß § 
2 Absatz 1 Buchstabe c oder d beantragt. Mehrere Personen im Sinne des Satzes 1 haften 
als Gesamtschuldner. 

(2) Gebührenfreiheit besteht unter den Voraussetzungen des § 5 Absatz 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen. 
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§ 7 
Entstehung, Festsetzung, Fälligkeit, Stundung, Erlass der Gebühr 

(1) Die Gebühr entsteht mit Abschluss der Amtshandlung. Sie wird mit der Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides fällig, wenn im Bescheid nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. 

(2) Die Entrichtung der Gebühr kann ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die 
Entrichtung innerhalb des angegebenen Zahlungszeitraumes eine erhebliche Härte für den 
Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. 
Die Stundung ist in der Regel nur auf Antrag und bei einer Gebühr von über 600,00 € gegen 
Sicherheitsleistung zu gewähren. 

(3) Von der Erhebung der Gebühr kann abgesehen werden, soweit dies nach Lage des 
Einzelfalles eine unbillige Härte wäre oder aufgrund gemeindlichen Interesses gerechtfertigt 
ist. 

§ 8 
Rechtsbehelfe 

(1) Gegen die Heranziehung zur Zahlung der Gebühr stehen dem Gebührenschuldner die 
Rechtsbehelfe der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. März 1991 (BGBI. I S. 686) in der zuletzt gültigen Fassung und § 110 des 
Justizgesetzes NRW vom 26.01.2010 in der zuletzt gültigen Fassung zu. 

(2) Durch Einlegung eines Rechtsbehelfs wird die Verpflichtung zur Entrichtung der Gebühr 
nicht aufgehoben. 

§ 9 
lokrafttreten 

Diese Satzung und die beigefügten Anlagen treten am 01.11.2024 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht 

Die Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. 1994 S. 
666) in der zurzeit gültigen Fassung kann nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Marsberg, den 16.10.2024 ;;Jür 

T. Sehröder 
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A nlage 1 

G e b ü h r e n s ä t z e 

Für die Bemessung der Gebühren nach § 3 der Satzung über die Erhebung von Gebühren 
für die Durchführung der Brandverhütungsschau in der Stadt Marsberg vom 16.10.2024 
gelten folgende Regelsätze: 

1 .  Durchführung einer Brandverhütungsschau oder einer Nachschau am Objekt 
nach Dauer der Amtshandlung 

für jede eingesetzte Brandschutzfachkraft 
• je angefangene halbe Stunde pauschal 28,00 € 
• zuzüglich Fahrtkosten einmalig 10,50 € 

2. Vorbereitung und/oder Nachbereitung der Brandverhütungsschau entsprechend 
dem Arbeitsaufwand 

je angefangene halbe Stunde pauschal 28,00 € 

3. Durchführung einer Objektbesichtigung 

Die Bemessung der Gebühr erfolgt in entsprechender Anwendung der Regelungen zu 
Ziffer 1 

4. Sonstige Leistungen, d ie unter den Nummern 1 -3 n icht erfasst sind 

Die Bemessung der Gebühr erfolgt in entsprechender Anwendung der Regelungen zu 
Ziffer 1. 

5. Materialkosten werden nach Aufwand berechnet. 
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S A T Z U N G  

Über d ie E rhebung vo n Kost eners atz und Gebühren bei E ins ätzen d er 
F euerwehr d er St adt Mars berg vom 1 6. 1 0.2024 

Der Rat der Stadt Marsberg hat aufgrund der §§ 7 und 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstaben f und i 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NW S. 666) in 
der zuletzt gültigen Fassung, der §§ 26 und 52 Absatz 5 Satz 1 des Gesetzes über den 
Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) vom 17.12.2015 in der 
zuletzt gültigen Fassung und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 in der zuletzt gültigen Fassung, in 
seiner Sitzung am 10.10.2024 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 
Leistungen der 

Feuerwehr 

(1) Die Stadt Marsberg unterhält für den Brandschutz und die Hilfeleistung eine Freiwillige 
Feuerwehr nach Maßgabe des Gesetzes über den Bandschutz, die Hilfeleistung und 
den Katastrophenschutz (BHKG). Einsätze in diesem Rahmen sind unentgeltlich, 
soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt. 

(2) Bei Erforderlichkeit stellt die Stadt Marsberg nach eigener Entscheidung 
Brandsicherheitswachen gemäß § 27 Abs. 2 BHKG. 

(3) Auf freiwillige Leistungen der Feuerwehr besteht kein Rechtsanspruch. Ob sie gewährt 
werden sollen, entscheidet der Leiter der freiwilligen Feuerwehr im Einvernehmen mit 
dem Bürgermeister. Bei freiwilligen Leistungen ist die Haftung der Stadt Marsberg auf 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. 

§ 2 
Kostenersatz 

(1) Für die nachfolgend aufgeführten Einsätze der Freiwilligen Feuerwehr Marsberg und 
hilfeleistender Feuerwehren im Sinne von § 39 BHKG wird der Ersatz von 
entstandenen Kosten verlangt; 

1. von der Verursacherin oder dem Verursacher, wenn sie oder er die Gefahr oder 
den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat, 

2. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer eines Industrie- oder Gewerbebetriebs 
für die bei einem Brand aufgewandten Sonderlösch- und Sondereinsatzmittel, 

3. von der Betreiberin oder dem Setreiber von Anlagen oder Einrichtungen gern. §§ 
29 Absatz 1 ,  30 Absatz 1 Satz 1 oder 31 BHKG im Rahmen ihrer 
Gefährdungshaftung nach sonstigen Vorschriften, 

4. von der Fahrzeughalterin oder dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der 
Schaden beim Betrieb von Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen oder 
eines Anhängers, der dazu bestimmt ist von einem Kraftfahrzeug mitgeführt zu 
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werden, entstanden ist, sowie von dem Ersatzpflichtigen in sonstigen Fällen der 
Gefährdungshaftung. 

5. von der Transportunternehmerin oder dem Transportunternehmer,  der 
Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder 
sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden bei der 
Beförderung oder anderen Stoffen und Gegenständen, von denen aufgrund ihrer 
Natur, ihrer Eigenschaften oder ihres Zustandes im Zusammenhang mit der 
Beförderung Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere 
für die Allgemeinheit, für wichtige Gemeingüter, für Leben und Gesundheit von 
Menschen sowie für Tiere und Sachen ausgehen können oder Wasser 
gefährdenden Stoffen entstanden ist. 

6. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder 
sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden beim 
sonstigen Umgang mit Gefahrstoffen oder Wasser gefährdenden Stoffen gemäß 
Nummer 5 entstanden ist, soweit es sich nicht um Brände handelt. 

7 .  von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder 
sonstigen Nutzungsberechtigten einer Brandmeldeanlage außer in Fällen nach 
Nummer 8, wenn der Einsatz Folge einer nicht bestimmungsgemäßen oder 
missbräuchliche Auslösung ist. 

8. von einem Sicherheitsdienst , wenn dessen Mitarbeiterin oder Mitarbeiter eine 
Brandmeldung ohne eine für den Einsatz der Feuerwehr erforderliche Prüfung 
weitergeleitet hat. 

9. von derjenigen Person, die vorsätzlich grundlos oder in grob fahrlässiger 
Unkenntnis der Tatsachen die Feuerwehr alarmiert hat. 

Zu den Ersatzkosten gehören auch die notwendigen Auslagen für die kostenpflichtige 
Hinzuziehung Dritter. 

Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleistung die Pflicht einer anderen Behörde 
oder Einrichtung zur Schadensverhütung und Schadensbekämpfung, so sind der Stadt 
Marsberg die Kosten des Feuerwehreinsatzes vom Rechtsträger der anderen Behörde oder 
Einrichtung zu erstatten, sofern ein Kostenersatz nach Satz 1 
nicht möglich ist. 

§ 3 
Entgelte 

( 1 )  Für die Gestellung von Brandsicherheitswachen und für Leistungen der Freiwilligen 
Feuerwehr Marsberg, die über den im BHKG genannten Aufgabenreich hinausgehen, 
können Entgelte erhoben werden. 

(2) Die Leistungen nach Abs. 1 können von der Zahlung eines angemessenen 
Vorschusses oder von der Bereitstellung einer angemessenen Sicherheit abhängig 
gemacht werden. 

(3) Für Gegenstände der Feuerwehr, die bei freiwilligen Leistungen der Feuerwehr ohne 
Verschulden der Feuerwehr beschädigt oder vernichtet werden, hat der 
Entgeltpflichtige Schadenersatz zu leisten. 
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§ 4 
Berechnungsgrundlage 

(1) Der Kostenersatz und die Entgelte, die sich jeweils aus den Personal- Fahrzeug-, 
Geräte- und Sachkosten zusammensetzen, werden nach den in den §§ 5 bis 7 
aufgestellten Grundsätzen berechnet. 

§ 5  
Personalkosten 

(1) Die Personalkosten berechnen sich bei Einsätzen nach § 52 Abs. 2 und Abs. 5 BHKG 
aufgrund der Einsatzzeit Zuschläge für Dienste zu ungünstigen Zeiten werden nicht 
erhoben. 

(2) Die Einsatzzeit bei Einsätzen nach § 2 beginnt mit dem Zeitpunkt der Alarmierung und 
endet mit der Rückkehr zum Gerätehaus. Bei Einsätzen, die eine besondere Reinigung 
der Fahrzeuge und Geräte erforderlich machen, wird die Zeit für die Reinigung der 
Einsatzzeit hinzugerechnet 

(3) Abgerechnet wird grundsätzlich nach Einsatzstunden. Als Mindestgebühr gilt der Satz 
für eine Viertelstunde. Darüber hinaus wird jede angefangene Viertelstunde als volle 
Viertelstunde gerechnet. 

(4) Für die Dauer des Einsatzes nach § 2 und bei freiwilligen Hilfeleistungen wird je 
eingesetztem Feuerwehrmitglied aller Dienstgrade ein Stundensatz von 
28,36 € berechnet. 

(5) Für die Dauer der Einsatzzeit bei Brandsicherheitswachen wird je eingesetztem 
Feuerwehrmitglied aller Dienstgrade ein Stundensatz von 
16,00 € berechnet. 

§ 6 
Fahrzeug- und Gerätekosten 

(1) Bei Einsätzen nach § 52 Abs. 2 und Abs. 5 BHKG werden die Fahrzeug- und 
Gerätekosten für die zum Einsatz kommenden Fahrzeuge und Geräte aufgrund der 
Einsatzzeit, in der sie vom Feuerwehrgerätehaus abwesend sind, berechnet. Die 
Einsatzzeit beginnt mit dem Ausrücken und endet mit der Rückkehr zum 
Feuerwehrgerätehaus. 

(2) Abgerechnet wird grundsätzlich nach Einsatzstunden. Als Mindestgebühr gilt der Satz 
für eine Viertelstunde. Darüber hinaus wird jede angefangene Viertelstunde als volle 
Viertelstunde abgerechnet. 

(3) Bei Fahrzeugen sind im Kostenersatz und bei den Entgelten die Nebenkosten und die 
Aufwendungen für die Inanspruchnahme der in den Fahrzeugen befindlichen Geräte, 
außer bei Ölsperren, enthalten. 

(4) Die Höhe der Stundensätze der eingesetzten Fahrzeuge bemisst sich nach dem als 
Anlage beigefügten Kostentarif, der Bestandteil dieser Satzung ist. 
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§ 7 
Sachkosten 

(1) Die Sachkosten wie Schaummittel, Ölbindemittel, usw. werden zusätzlich zu den 
Personal- , Fahrzeug- und Gerätekosten in voller Höhe zum jeweiligen Tagespreis 
berechnet. 

(2) Etwaige Entsorgungskosten werden zum Selbstkostenpreis berechnet. 

(3) Notwendige Fremdleistungen (Räumgeräte, Kräne etc.) werden in der Höhe 
berechnet, wie sie der Stadt Marsberg in Rechnung gestellt werden. 

§ 8 
Inanspruchnahme privater Unternehmen und Hilfsorganisationen 

(1) Die Feuerwehr kann zur Unterstützung bei Leistungen im Sinne des § 1 private 
Unternehmen und /oder Hilfsorganisationen beauftragen. Über die Beauftragung 
entscheidet der Leiter der Feuerwehr. Ein Rechtsanspruch auf Beauftragung besteht 
nicht. 

(2) Für die Beauftragung privater Unternehmen und/oder Hilfsorganisationen werden die 
tatsächlich angefallenen Kosten erhoben. 

§ 9 
Kosten und Endschuldner 

(1) Die Bestimmung des Ersatzpflichtigen nach Einsätzen gemäß § 52 Abs. 2 BHKG richtet 
sich nach § 2 Nr. 1 bis 9 dieser Satzung. Wird der Einsatz von mehreren in Anspruch 
genommen, so ist jeder zahlungspflichtig. Mehrere Zahlungspflichtige haften als 
Gesamtschuldner. 

(2) Bei Brandsicherheitswachen und freiwilligen Leistungen ist zur Zahlung verpflichtet, 
wer die Leistung selbst oder durch Dritte, deren Handhabung ihm hinzuzurechnen ist, 
veranlasst hat. Absatz 1 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

§ 1 0  
Ersatz von Verdienstausfall  für 

berufl ich selbständige Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr Marsberg 

Als Ersatz des Verdienstausfalls beruflich selbständiger Angehöriger der Freiwilligen 
Feuerwehr Marsberg wird ein Regelstundensatz in Höhe von 20,00 Euro je Stunde gewährt. 
Als Höchstbetrag zur Leistung einer Verdienstausfallpauschale wird 28,00 Euro je Stunde 
festgelegt. Die Entschädigung wird höchstens 10 Stunden je Tag gewährt. 

§ 1 1  
Zahlungsfälligkeit 

(1) Der Kostenersatz sowie die Entgelte sind innerhalb von vier Wochen nach Erhalt des 
Bescheides an die Stadt Marsberg zu zahlen. 

(2) Von dem Ersatz der Kosten und der Erhebung der Entgelte kann abgesehen werden, 
soweit dies nach Lage des Einzelfalles eine unbillige Härte wäre oder aufgrund 
gemeindlichen Interesses gerechtfertigt ist. 
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§ 1 2  
lnkrafttreten 

Diese Satzung und der als Anlage beigefügte Kostentarif treten am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Marsberg in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über 
die Erhebung von Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der Freiwilligen Feuerwehr 
der Stadt Marsberg vom 22.1 2. 1 976, in der Fassung der 5. Änderungssatzung vom 
1 9.05.201 6  außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht 

Die Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 1 4.07.1 994 (GV. NW. 1 994 S. 
666) in der zurzeit gültigen Fassung kann nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Marsberg, den 16.10.2024 
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Anlage 

Zur Satzung ü ber  die Erhebung von Kostenersatz und Gebüh ren und Entgelten bei 

E insätzen der F reiwil l igen Feuerwehr  Marsberg vom 1 6. 1 0.2024 

Tarifstelle Bezeichnung je angefangene 15 Minuten 

1 .  Pers onalkosten 
1.1. Mitglieder der Freiwilligen 

Feuerwehr, soweit nicht 
Tarifstelle 1.2 zutrifft 7,09 € 

1.2. Brandsicherheitswachen 4,00 € 

2. Fahrzeuge- u. Gerätekosten 

2.1 Drehleiter {DLK 23-12) 47,46 € 

2.2 Rüstwagen {RW 2) 42,62 € 

2.3 Gerätewagen Logistik {GW-L) 10,76 € 

2.4 Hilfeleistungslöschfahrzeuge 26,82 € 

2.5 Tragkraftspritzenfahrzeug {TSF) 16,58 € 

2.6 Tragkraftspritzenfahrzeug {TSF-W) 24,78 € 

2.7 Mannschaftstransportfahrz. {MTF) 
Einsatzleitwagen {ELW), Kommandowagen 13,50 € 
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Stadt M a r s b e r g 
- Der Bürgermeister -
Amt für Planung und Liegenschaften 
AZ: 61 - 20 - o1n2 
AZ: 61 - 26 - 04/11 

Marsberg, den 15.10.2024 

B e k a n n t m a c h u n g 

B ebauungs plan N r. 5 "E lekt ro -Tankst el le an d er A 44" 
im St ad tteil  Meerho f  i .V.m. 72. Änd erung d es F läc hennutzungs planes d er St adt 

Mars berg 

hier: - Öffentliche Auslegung gern. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB i .V.m. der Beteil igung 
der Nachbarkommunen gern. § 2 (2) BauGB 

Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss der Stadt Marsberg hat in seiner Sitzung am 
20.08.2024 folgende Beschlüsse gefasst: 

"Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss beschließt die Abwägung der 
Anregungen und Bedenken der im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gern. 

§§ 3 (1) und 4 (1) BauGB eingegangenen Stellungnahmen, wie in den Anlagen 
2 und 3 im Einzelnen aufgeführt. 

Der Entwurf des vorliegenden Bebauungsplanes Nr. 5 "Elektro-Tankstelle an 
der A 44" nebst Begründung Umweltbericht und Artenschutzrechtlichem 

Fachbeitrag sowie die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Marsberg nebst Begründung und Umweltbericht werden beschlossen. 

Der Bebauungsplan Nr. 5 sowie die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes 
wird gern. § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegt und die Beteiligung der Träger 

öffentlicher Belange gern. § 4 (2) BauGB wird durchgeführt. " 

Ziel der 72. Flächennutzungsplanänderung sowie des o.g. Bebauungsplanes ist die 
Vorbereitung der planungsrechtlichen Zulässigkeit für Ansiedlung einer Stellplatzanlage mit 
Elektro-Ladesäulen in räumlicher Nähe zur Anschlussstelle Meerhof der Autobahn 44. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 5 "Elektro-Tankstel le an der A 44" mit der Begründung, 
dem Umweltbericht und dem Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag sowie der Entwurf der 72. 
Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Marsberg nebst Begründung und Umweltbericht 
l iegen in der Zeit von 

Mittwoch, den 23. Oktober 2024 bis Montag, den 25. November 2024 einschließlich 

zu jedermanns Einsicht im Rathaus Marsberg, Lillers-Str. 8, 2. Obergeschoss, Amt für Planung und 
Liegenschaften, während der Dienststunden öffentlich aus. 

Montag bis Freitag 
Dienstag 
Donnerstag 

08.00 Uhr - 12.30 Uhr 
14.00 Uhr - 16.00 Uhr 
14.00 Uhr - 18.00 Uhr 

Die auszulegenden Unterlagen können des Weiteren während des Auslegungszeitraumes auf 
der Internetseite https://www.marsberg.de unter der Rubrik "Bürger"; Unterpunkte "Bauen und 
Wohnen", "Bauleitplanung", ,flächennutzungsplanänderungen im Verfahren" sowie 
"Bauleitpläne im Verfahren" eingesehen werden. 

Der Geltungsbereich der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Marsberg sowie des 
Bebauungsplanes Nr. 5 "Elektro-Tankstelle an der A 44" im Stadtteil Meerhof ist in der 
anliegenden Übersichtskarte im Maßstab 1 : 5.000 gekennzeichnet. 
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Die Öffentlichkeit kann sich in diesem Zeitraum über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie 
die wesentlichen Auswirkungen der Planungen informieren. Während der Auslegungsfrist 
können Stel lungnahmen bei der Stadtverwaltung vorgebracht werden. Stel lungnahmen per 
E-Mail können unter bauleitplanung@marsberg.de eingereicht werden. Nicht fristgerecht 
abgegebene Ste l lungnahmen können bei der Beschlussfassung über die Bauleitpläne 
unberücksichtigt bleiben. 

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar: 

I. Kartenmaterial und s onsti� e Verzeichnisse bzw. Pläne 
Art der verfügbaren Inhalt der Umweltinformation 
Umweltinformation 
1. Begründung Informationen zur geplanten Bebauung sowie zu den getroffenen 

(10/2024, Hempel & Tacke Festsetzungen im Bebauungsplan im Zusammenhang mit der 
GmbH, Bielefeld) bestehenden Umweltsituation und Bewertung der 

Umweltauswirkungen des geplanten Vorhabens. 
2. Umweltbericht Informationen zur bestehenden Umweltsituation und die Bewertung 

(10/2023, Schmal + der Umweltauswirkungen des geplanten Vorhabens. 
Ratzbor Ingenieurbüro f .  
Umweltplanung, Lehrte) 

3. Geoportal (GeoService) Luftbild und Liegenschaftskarte sowie Informationen zu aktuellen 
des HSK Nutzungen innerhalb und außerhalb des Plangebietes. 

Informationen zu Schutzgebieten und Gewässern. 
4.  Landschaftsplan Informationen zur Lage und zum Entwicklungsziel der 

"Marsberg", Schutzgebiete und zu geschützten Landschaftsbestandteilen. 
Übersichtskarten der 
Entwicklungsziele sowie 
Festsetzungen 

5. Landesamt für Natur, 
Umwelt und Verbraucher-
schutz des Landes NRW 
(LANUV) 

- Geschützte Arten in NRW Informationen zum Vorkommen planungsrelevanter Arten im 
- Fundortkataster für Plangebiet 

Pflanzen und Tiere 
- Naturschutzinformationen Informationen zu Schutzgebieten und Biotopen. 
- Fachinformationssystem Informationen zu lokalklimatischen Bedingungen. 

Klimaanpassung 
6. Ministerium für Umwelt, Informationen zu wasserwirtschaftliehen Belangen. 

Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz 
(MULNV) 

- Elektronisches wasser-
wirtschaftliches Verbund-
system für die Wasserwirt-
Schaftsverwaltung in NRW 
(ELWAS-web) 

7. Starkregenhinweiskarte für Informationen über die mögliche Überflutungsgefahr durch 
NRW des BKG Starkregenereignisse bei Gebäuden, Unterführungen sowie der 

Infrastruktur. 
8. Geologischer D ienst NRW Informationen zu Bodenarten und Bodentypen sowie deren Qualität. 

Informationen zu Gefährdungspotenzialen des Untergrundes. 

II. Fachgutachten und fach� utachterliche Stellungnahmen 
Artenschutzrechtlicher Prüfung der artenschutzrechtlichen Tatbestände. 
Fachbeitrag 
(10/2023, Schmal + Ratzbor 
Ingenieurbüro f. Umwelt-
planung, Lehrte) 

Fachbeitrag Schallschutz Prüfung der Schallimmissionen auf die nächstgelegene 
(10/2024, DEKRA Automobil Wohnbebauung. 
GmbH, Bielefeld) 
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111. Stellungnahmen v on Behörden und s onstigen Trägern öffentlicher Belange 
Bezirksregierung Arnsberg Stellungnahme aus Sicht der Abt. Bergbau Energie NRW. 
Hochsauerlandkreis StellunQnahme aus Sicht der Landwirtschaft. 
Hochsauerlandkreis Stellungnahme aus Sicht des Gesundheitsamtes. 
Hochsauerlandkreis StellunQnahme aus Sicht des Feuer- und Katastrophenschutzes. 
Hochsauerlandkreis Stellungnahme aus Sicht des Immissionsschutzes. 
Hochsauerlandkreis StellunQnahme aus Sicht der Wasserwirtschaft. 
Hochsauerlandkreis Stellungnahme aus Sicht der Abfallwirtschaft und des 

Bodenschutzes 
Hochsauerlandkreis StellunQnahme aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde. 
Stadtwerke Marsberg Stellungnahme aus Sicht der Wasserwirtschaft. 
LWL ArchäoloQie f .  Westfalen StellunQnahme aus Sicht des Bodendenkmalschutzes. 
Geologischer Dienst NRW Stellungnahme aus Sicht des Bodenschutzes. 
Straßenbau NRW StellunQnahme aus Sicht des Straßenbaus. 
Fernstraßen-Bundesamt Stellungnahme aus Sicht des Fernverkehrs. 
IHK  Arnsberg StellunQnahme aus Sicht der Industrie und des Handels. 
Stadtbrandmeister Cyrill Stute Stellungnahme aus Sicht der Feuerwehr. 

H inweise: 
Nicht fristgerecht eingereichte Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung Ober den 
Bebauungsplan gern. § 4a (6) BauGB unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag nach § 47 der 
Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die 
vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten 
geltend gemacht werden können. 

H ingewiesen wird auf die Vorschriften des §§ 214 und 215 BauGB. Danach ist eine nach § 214 (1) Satz 
1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und 
nach § 214 (3) Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung des Bebauungsplanes bzw. der 
Flächennutzungsplanänderung schriftlich gegenüber der Stadt unter Darlegung des die Verletzung 
begründeten Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. 
Bezüglich der Änderung des Flächennutzungsplans ist ergänzend darauf hinzuweisen, dass eine 
Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in e inem 
Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen 
ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht 
hat, aber hätte geltend machen können. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage des § 3 BauGB in Verbindung mit 
Art. 6 (1) Buchstabe e) Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Datenschutzgesetzes NRW 
(DSG NRW). Die im Bauleitplanverfahren übermittelten Daten und Informationen werden zum Zweck der 
Durchführung des Verfahrens und Wahrung der Beteiligtenrechte verwendet und dauerhaft gespeichert. 

B ek an ntm ac hu ngs ano rd nu ng 

Der Auslegungsbeschluss zur 72. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Marsberg 
sowie zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 5 "Elektro-Tankstelle an der A 44" wird hiermit 
gern. § 3 (2) Satz 1 BauGB öffentlich bekannt gemacht. 

Die ortsübliche Bekanntmachung des Beschlusses sowie Ort und Dauer der öffentlichen 
Auslegung des Entwurfes der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Marsberg mit 
Begründung und Umweltbericht sowie des Bebauungsplanes Nr. 5 "Elektro-Tankstel le an der 
A 44" im Stadtteil Meerhof mit zugehöriger Begründung, dem Umweltbericht und 
Artenschutzrechtl ichen Fachbeitrag wird hiermit angeordnet. 

T. Sehröder 
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